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a) die Gastgeber des Kongresses

Erstmals in der Geschichte der 1952 in Paris gegründeten
Union Internationale des Huissiers de Justice et Officiers Ju-
diciaires (UIHJ)1) wurde der in einem Turnus von 3 Jahren
stattfindende Kongreß der UIHJ in einem Land des ehemaligen
Ostblocks veranstaltet. Mit Polen und seiner Hauptstadt War-
schau hatte die Union eine gute Wahl getroffen. Welch große
Bedeutung auch das Gastgeberland dieser Veranstaltung bei-
gemessen hat, ist daran zu erkennen, daß der Präsident der Re-
publik Polen,Lech Walesa, die Schirmherrschaft für den Kon-
greß übernommen hat. Zum erstenmal in der Geschichte über-
haupt, sind sich Gerichtsvollzieher aus westlichen Ländern
und Gerichtsvollzieher aus Osteuropa in großer Zahl zu einem
Gedankenaustausch und zur Wahrnehmung gemeinsamer In-
teressen begegnet. Dabei stellten die Gerichtsvollzieher aus
Polen mit 140 Kollegen die stärkste Delegation. Sie bereiteten
ihren Kollegen, die aus vielen Ländern nach Warschau gekom-
men waren, einen überaus herzlichen Empfang, wobei es für
die Teilnehmer aus Deutschland ein besonderer Vorteil war,
daß eine Anzahl polnischer Kollegen der deutschen Sprache
mächtig ist, so daß sich auch außerhalb der Tagesordnung ein
reger Gedankenaustausch entwickelte. Hier gibt es viele Ge-

meinsamkeiten, da der gegenwärtige Status und Aufgaben-
kreis der Gerichtsvollzieher in Polen weitgehend mit denen in
Deutschland übereinstimmt2). Es war erfrischend zu erleben,
mit welchem Interesse und Elan die polnischen Kollegen an
dem Aufbau ihrer noch jungen berufsständischen Organisation
und der Verbesserung der Zwangsvollstreckung in Polen arbei-
ten. Mit dem gleichen Interesse haben sie auch die Arbeit des
Kongresses verfolgt. Die von dem polnischen Gerichtsvollzie-
herverband herausgegebene Zeitung CURRENDA schreibt
hierüber in ihrer Ausgabe Nr. 10/94, S. 3 ff.:

„Die Wahl Warschaus zum Tagungsort des XV. Kongresses, wie
auch die Übernahme des Protektorates durch den Präsidenten der
RP,Lech Walesa, sind Grundlage des begründeten Stolzes der pol-
nischen Gerichtsvollzieher. Vor kurzem noch versprengt im gan-
zen Lande, beschäftigt mit der täglichen emsigen Arbeit, durch
nichts ausgezeichnet, verkehrten sie plötzlich in vornehmen Krei-
sen aus aller Welt, fanden das Interesse der Medien. Sie bewiesen
bewunderungswürdige Solidarität und Dynamik in ihrer Tätigkeit;
sie konnten den Regierenden und der öffentlichen Meinung ihre
Bestrebungen nicht nur in Form von allgemeinen Postulaten dar-
stellen, sondern durch konkrete Vorschläge und Entwürfe von
Rechtsakten. Die Gerichtsvollzieher begnügten sich nicht mit der
Diskussion über den Einstieg in Europa, sie sind – in verhältnis-
mäßig kurzer Zeit – in die Internationale Union der Gerichtsvoll-
zieher aufgenommen worden. Die Probleme der polnischen Ge-
richtsvollzieher wurden auf diese Weise in europäische Probleme
umgewandelt.“

Der 15. Kongreß der Union Internationale des Huissiers de Justice
et Officiers Judiciaires in Warschau vom 28. – 30. 11. 1994

Von Obergerichtsvollzieher Theo Seip, Limburg/Lahn

1) Zur Entstehungsgeschichte sieheHarshagen, DGVZ 1957,
S. 169/170 undSeip, DGVZ 1978, S. 83/84; über den Kongreß der
UIHJ, der damals in Berlin stattfand, wurde zuletzt in DGVZ 1982,
S. 129 ff., berichtet. 2) SieheKnypl, DGVZ 1994, S. 134–138.
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b) die UIHJ und die Kongreßteilnehmer

Mitglieder der UIHJ sind z. Zt. Gerichtsvollzieher bzw. de-
ren Organisationen aus 29 Staaten. Neu aufgenommen wurden
die Berufsverbände der Gerichtsvollzieher von Algerien, Un-
garn, Niger, Irland und Schweden. Beobachter-Status haben
die Gerichtsvollzieher aus Haiti und Rußland. Ihre Ziele hat
die UIHJ in Artikel 3 ihrer Satzung wie folgt konkretisiert:

„1. Untersuchung und Kenntnis der Rechtsvorschriften der Gerichts-
vollzieher bezw. Justizbeamten eines jeden beteiligten Landes.

2. Verbreitung von Ideen, Untersuchungen, Entwürfen und Anregun-
gen entweder mit dem Ziel des Fortschritts, der Erhöhung des An-
sehen und der Förderung des freien Status des Berufsstandesoder
mit dem Ziel der Weiterentwicklung der Fähigkeiten in bezug auf
Zuständigkeit und Verantwortung solcher Berufsstandsangehöri-
gen, die diesen Status nicht haben.

3. Untersuchung und Beurteilung der Entwicklung der modernen Ge-
sellschaft.

4. Schaffung, Organisation und Verwaltung aller Dienstleistungen,
deren Ziel darin besteht, die Verbindung zwischen den Gerichts-
vollziehern und Justizbeamten der verschiedenen Länder zu ge-
währleisten, insbesondere bezüglich der Eintreibung von Schulden
und der Zustellung von gerichtlichen und außergerichtlichen Ur-
kunden gemäß der aufzustellenden Geschäftsordnung.

5. Moralische Hilfe und Unterstützung bei der Ausbildung für Ge-
richtsvollzieher der Staaten, die am wenigsten fortgeschritten sind
und das soziale und professionelle Niveau der fortschrittlichsten
erreichen möchten.

6. Verteidigung aller gerichtlichen und außergerichtlichen Urkunden
(auch „Zustellungsurkunden“ genannt), die eine grundlegende Ga-
rantie für den einer Gerichtsbarkeit Unterworfenen und die Exi-
stenzberechtigung der Ämter des Gerichtsvollziehers bzw. Justiz-
beamten darstellen.

7. Im Rahmen aller gemeinsamen Institutionen bezw. internationalen
Tagungen gegebenenfalls der Beitrag zur Festlegung einer inter-
nationalen Rechtsordnung durch Anpassung der Gesetzgebungen
der einzelnen Länder, insbesondere durch das Studium aller Fra-
gen im Zusammenhang mit der Gerichtsorganisation, aber unter
Aufrechterhaltung des Berufs des Gerichtsvollziehers bzw. Voll-
streckungsbeamten innerhalb seiner normalen Aufgabenbereiche
sowie jeweils auf dem Niveau der Gerichtsvollzieher des Landes,
die derzeit am besten gestellt sind.

8. Veröffentlichung einer Zeitschrift oder eines Unionsblattes.

9. Organisation und regelmäßige Veranstaltung von internationalen
Tagungen der Gerichtsvollzieher und Justizbeamten.

10. Schirmherrschaft über  nationale Tagungen.“

Wer gemeint ist, wenn die Satzung in Art. 3 unter Ziffer 5
und 7 von den Gerichtsvollziehern spricht, die am besten ge-
stellt sind bezw. deren soziales und professionelles Niveau am
fortschrittlichsten ist, läßt sich leicht am Teilnehmerverzeich-
nis des Kongresses ablesen. Während Frankreich mit 79, Hol-
land mit 41 und Belgien mit 24 Gerichtsvollziehern vertreten
war, waren aus Deutschland nur 5 und aus allen anderen Teil-
nehmerländern jeweils 1–3 Gerichtsvollzieher beim Kongreß
vertreten. Daß die unterschiedlichen Teilnehmerzahlen eine
finanzielle Ursache haben, liegt auf der Hand. Dies gilt auch
für die Gerichtsvollzieher aus Polen, die mit 140 Teilnehmern
die größte Delegation stellten. Zwar haben die Gerichtsvoll-
zieher in Polen, wie alle polnischen Staatsbeamten, zur Zeit
noch eine sehr geringe Besoldung, für ihren sonstigen dienst-
lichen Aufwand (Bürokosten pp.) werden sie aber relativ bes-

ser entschädigt als z. B. die Gerichtsvollzieher in Deutsch-
land.3)

c) der Kongreß

Zu Beginn begrüßte der Präsident der Vereinigung der Ge-
richtsvollzieher in Polen,Karol Stachura, die Kongreßteilneh-
mer und die in großer Zahl erschienenen Ehrengäste. Als Ver-
treter des Schirmherrn, StaatspräsidentLech Walesa, der an
diesem Tage seinen 51. Geburtstag feierte, war Minister Pro-
fessorLech Flandysz aus der Kanzlei des Staatspräsidenten
gekommen. Er überbrachte die Grüße des Staatspräsidenten,
wünschte dem Kongreß einen guten Verlauf und würdigte die
Arbeit der Gerichtsvollzieher, die nach seinen Worten mögli-
cherweise den schwierigsten Beruf in der gesamten Justiz aus-
üben.

Der Präsident der UIHJ,Baudouin Gielen, lobte in seinen
Begrüßungsworten die bisherige Aufbauleistung in Polen und
des dortigen Gerichtsvollzieherwesens. Nach seine Einschät-
zung werden „die polnischen Gerichtsvollzieher zur Evolution
der Gerichtsvollzieher in Europa beitragen; sie werden sich
entscheiden zwischen Beamter und dem Status des freiberufli-
chen Gerichtsvollziehers“. Diesen Gedanken griff auch der
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und Minister
für Justiz,Dr. Wlodzimierz Cimoszewicz, in seiner Ansprache
auf, als er u. a. erklärte, die beste Rechtsprechung sei ohne
Wert, wenn der Urteilsvollzug nicht gewährleistet sei. Der
Status des Gerichtsvollziehers stehe deshalb in Polen im Mit-
telpunkt der gesetzgeberischen Pläne.4)

Als namentlich begrüßte Ehrengäste nahmen weiter am
Kongreß teil: MinisterEligiusz Wlodarczak aus der Kanzlei
des Präsidenten der Republik, der stellvertretende Minister für
Justiz,Grzegorz Ciecirski und der erste Präsident des Obersten
Gerichts, ProfessorAdam Strzembosz.

Bei der Behandlung der Sachthemen nahm die sogenannte
amtliche Tatsachenfeststellung, die der Gerichtsvollzieher in
Frankreich praktiziert, breiten Raum ein. Der Vortrag von
J. P. Faget, Professor an der Universität Poitiers, Frankreich,
schilderte dieses Aufgabengebiet eingehend und sehr anschau-
lich. Danach kann der Gerichtsvollzieher in Frankreich von je-
dermann beauftragt werden, in einer (möglichen) Streitsache
Feststellungen über gegebene Tatsachen zu treffen. Der Ge-
richtsvollzieher hat sich dabei jedoch jeder Wertung der fest-
gestellten Tatsachen zu enthalten. Die Antragstellung ist un-
problematisch und an keinerlei Formen gebunden. Ein Tele-
fonanruf genügt. Der Antragsteller gibt bei der Auftragsertei-
lung an, wozu er die Tatbestandsaufnahme wünscht und be-
stimmt damit deren Umfang. Der Gerichtsvollzieher errichtet
ein Protokoll, in dem er jedoch nur solche Tatsachen festhält,

3) In Polen bestehen 519 Gerichtsvollzieherbezirke, es gibt fast
519 Gerichtsvollzieher. Im Jahre 1993 sind bei den Gerichtsvollzie-
hern insgesamt 645 358 Vollstreckungsanträge eingereicht worden.
Beendet wurde das Verfahren in 553 504 Sachen. Im Jahre 1993
hatten die polnischen Gerichtsvollzieher (mit unerledigten Sachen aus
vorgehenden Jahren) insgesamt 1 285 738 Sachen zu erledigen.
Ende 1993 waren immer noch 732 234 Sachen unerledigt. Die polni-
schen Gerichtsvollzieher haben 1993 eingezogen und an die Gläubiger
überwiesen: 4 858 090 503 000 Zloty (= 328 693 538,80 DM), dar-
unter 98 715 666 000 Zloty Gerichtsbeträge, 565 502 185 000 Zloty
Lebensunterhaltskosten, 4 193 842 653 000 Zloty Beträge in
Zivilsachen. Außerdem vollstreckten die Gerichtsvollzieher
1 258 280 735 000 Zloty Zwangsvollstreckungskosten. Die Kosten
betrugen ca. 22 % der vollstreckten Beträge (aus der polnischen Ge-
richtsvollzieherzeitung CURRENDA, Heft 9/94, S. 151).

4) Hierzu siehe auch die in DGVZ 1994, S. 138, zitierte Aussage
des Justizministers der Republik Polen.
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die er selbst sieht, hört oder spürt. Der Auftrag kann auch
durch das Gericht erteilt werden, z. B. bei Streitfällen zwi-
schen Vermieter und Mieter zur Beschreibung der Wohnung
oder zur Beschreibung einer Immobilie, die im gerichtlichen
Verfahren beschlagnahmt wird und versteigert werden soll.5)

In Anspruch genommen wurde dieses Verfahren z. B. auch bei
Streitigkeiten über die Ausdehnung eines Supermarktes, wenn
Konkurrenten hiergegen vorgehen wollten, weil die Größe
nicht mit der erteilten Genehmigung übereinstimmte.

ProfessorJ. P. Faget sieht in dem in Frankreich gegebenen
Instrument der Tatsachenfeststellung durch den Gerichtsvoll-
zieher einen Königsweg. Dieses Instrument sei aus Bedürfnis-
sen von Privatpersonen und der Justiz hervorgegangen. Er be-
zeichnet das Protokoll über Tatbestandsaufnahmen als privile-
giertes Beweismittel6) und schildert einen Fall, in dem eine in
Frankreich getroffene Tatsachenfeststellung weit über die
Grenzen Frankreichs hinaus Bedeutung hatte: In Chicago strit-
ten sich ein Unternehmen aus USA und ein Unternehmen aus
Frankreich vor Gericht über die Qualität einer Ware, über die
zuvor Gerichtsvollzieher in Frankreich Tatsachenfeststellun-
gen getroffen hatten. Dem Gericht in Chicago wurden die hier-
über aufgenommenen Protokolle vorgelegt. Da es dort dieses
Verfahren nicht gibt, wurden die französischen Gerichtsvoll-
zieher in Chicago vorgeladen, um dort als Zeugen vor Gericht
zu bestätigen, was in ihren Protokollen stand. In dem danach
ergangenen Gerichtsurteil werden Status und Ausbildung der
französischen Gerichtsvollzieher geschildert. Das Gericht hält
sie deshalb für glaubwürdige Zeugen, die nicht versuchen, die
Tatsache zu bewerten oder durch Meinungen und Vermutun-
gen zu verändern.

In der Diskusssion zur Tatsachenfeststellung kam auch die
Frage auf, was denn geschieht, wenn der Gegner des gegen-
ständlichen Streitfalles seinerseits einen anderen Gerichtsvoll-
zieher mit der Tatsachenfeststellung beauftragt und dieser in
seinem Protokoll die Tatsachen wesentlich anders beschreibt.
Prof.Faget beantwortete diese Frage dahin, daß unterschiedli-
che Tatsachenfeststellungen der freien Beweiswürdigung des
Gerichts unterliegen.

Weitere Themen des Kongresses waren die Pfändung von
Informatikgütern, die Zwangsverwaltung einschließlich Se-
questration und Vergütung des Sequesters sowie die gütliche
Eintreibung. Das zuletzt genannte Thema, demW. Rosmalen,
Holland, seinen Vortrag widmete, fand dabei gesteigertes In-
teresse. Der Auftrag zur gütlichen Eintreibung wird von dem
Gläubiger unter Vorlage der Rechnung direkt an den Gerichts-
vollzieher erteilt. Der Gerichtsvollzieher fordert den Schuld-
ner mündlich oder schriftlich zur Zahlung auf. Hat die gütliche
Eintreibung keinen Erfolg, so kann der Gerichtsvollzieher für
den Gläubiger das gerichtliche Verfahren einleiten; jedoch
werden 70 % der eingeleiteten Verfahren auf gütlichem Wege
erledigt. Das Verfahren ist vom Justizminister festgelegt wor-
den. Die Kosten trägt normalerweise der Schuldner. Der Ge-
richtsvollzieher erhält für seine Tätigkeit eine Provision in
Höhe von 15 % der eingezogenen Summe, mindestens jedoch
50 Gulden; bei mehr als 5000 Gulden erhält er 10 % Provision
vom beigetriebenen Betrag. Der Gerichtsvollzieher in Holland
ist freiberuflich tätig, aber auch Beamter. Er unterliegt der Dis-
ziplinargewalt der Justiz und der Gerichtsvollzieherkammer.
Er kann bei Fehlverhalten zur Rechenschaft gezogen werden.

Einen weiteren Schwerpunkt des Programms bildete der
Vortrag von ProfessorLubinski (Universität Torun, Polen) un-
terstützt durch ProfessorG. de Leval (Universität Lüttich, Bel-
gien) zum Thema „Übersicht über die Rechtssysteme der Ver-
antwortlichkeit als vergleichendes Rechtsstudium in Westeu-
ropa“. Unter dem Gesichtspunkt der zivilrechtlichen, straf-
rechtlichen und disziplinarischen Verantwortlichkeit werden
die unterschiedlichen Vollstreckungsverfahren untersucht und
zunächst wie folgt gegliedert:

1. System der Verwaltungsvollstreckung (z. B. Schweden u.
Finnland),

2. System der Gerichtsverwaltungsvollstreckung (z. B. Eng-
land),

3. System der gerichtl. Vollstreckung (im Auftrag des Ge-
richts, z. B. Österreich, Spanien, Portugal),

4. System der Vollstr. durch Gericht u. Gerichtsvollzieher
(z. B. Deutschland und Polen),

5. System freier Gerichtsvollzieher (z. B. Frankreich, Bulga-
rien, Luxemburg, Ungarn).

Ungarn hat für seine Gerichtsvollzieher am 1. 9. 1994 das
System des freiberuflichen Gerichtsvollziehers eingeführt, so
daß diese jetzt den gleichen Status haben wie die Gerichtsvoll-
zieher in Frankreich.

ProfessorLubinski führte aus, daß im alten Polen für die
Vollstreckung ein zentralistisches System galt, daß aber Be-
strebungen, das französische System einzuführen, verhältnis-
mäßig früh (1806) einsetzten. Ab 1815 wurde die Vollstrek-
kung durch Gerichtsvollzieher und die Zustellung durch Ge-
richtsdiener durchgeführt. Das galt bis 1895, danach galt die
russische Zivilprozeßordnung. Heute ist der Gerichtsvollzie-
her in Polen zwar unabhängig gegenüber den Parteien und ge-
genüber Dritten, nicht aber gegenüber dem Gericht, da er einer
dualen Aufsicht unterliegt, nämlich der des Vollstreckungsge-
richts als Fachaufsicht und der der Justizverwaltung als
Dienstaufsicht. Die weitere Entwicklung ist noch in der Dis-
kussion. Gütliche Verfahren sind dabei in den Vordergrund
gestellt.

Die Schriftleitung der DGVZ ist bemüht, das Referat von
ProfessorLubinski, das hier nur stichwortartig festgehalten
werden kann, im vollen Wortlaut zu erhalten und es vollinhalt-
lich in der DGVZ zu veröffentlichen. Zwei Zitate, die zum
Schluß dieses Vortrages verwendet wurden, seien aber hier
noch wiedergegeben:

„Das Recht wird immer vom Leben überholt, deshalb muß
das Recht dem Leben nachfolgen.“

und

„Der Mensch schreitete im Neben voran, aber wenn er zu-
rückschaut, sieht er keinen Nebel“ (Milan Kundera).

Sehr engagiert setzte sich in einem weiteren Vortrag Pro-
fessorMeynknecht (Holland) dafür ein, die grenzüberschrei-
tende Zustellung gerichtlicher Schriftstücke zu vereinfachen.
Er schildert die gegenwärtige Zustellung im Ausland, den vor-
geschriebenen Instanzenweg und die Einschaltung zahlreicher
Institutionen. Er vergleicht dies mit einem Kindermärchen, in
dem ein Bauer eine kleine Rübe aus dem Boden ziehen will; er
schafft es nicht, seine Frau kommt hinzu, zieht an dem Bauern,
dieser an der Rübe, nacheinander kommen Pferd, Kuh, Hund,
Hahn und Ziege hinzu, alle ziehen, einer an dem andern, aber
alle zusammen bekommen das Rübchen nicht aus dem Boden.

Die Auslandszustellung soll deshalb vereinfacht werden.
Vorgesehen ist für die Zukunft, daß der Gerichtsvollzieher ei-

5) In Deutschland vielleicht mit der Feststellung von Mietern
oder Pächtern gem. § 57 b Abs. 1 ZVG; der Erhebung eines Wechsel-
protestes gem. § 214 GVGA oder der Aufnahme von Bestandsver-
zeichnissen gem. § 285 GVGA vergleichbar.

6) Entsprechend § 415 der deutschen ZPO.
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nes Landes unmittelbar den Gerichtsvollzieher des Landes, in
dem der Zustellungsadressat seinen Sitz hat, mit der Zustel-
lung beauftragt. Den einzelnen Ländern sind aber Vorbehalts-
rechte eingeräumt, aufgrund deren dieses Verfahren zum Teil
noch ausgeschlossen wird. Nach den Ausführungen von Pro-
fessorMeynknecht will Deutschland in dieser Frage seine bis-
herigen Vorbehalte offenbar aufgeben. Schwierigkeiten bilden
noch das Sprachproblem und die damit verbundenen Kosten.
Bei allen Verfahren gegen Ausländer bilde die Zustellung die
Achillesferse. Deshalb müsse die Zustellung im Ausland drin-
gend vereinfacht werden.

Durch alle Beiträge und Diskussionen des Kongresses zog
sich wie ein roter Faden die Frage nach dem Status des Ge-
richtsvollziehers, wobei der freiberuflich tätige Gerichtsvoll-
zieher als Idealbild dargestellt wurde. Das ist nicht verwunder-
lich, war doch die Mehrzahl der Kongreßteilnehmer Freiberuf-
ler oder solche die es werden wollen. Letzteres ist in Zeiten, in
denen sich die Staaten um eine Verringerung der Staatsbedien-
steten bemühen, durchaus kein abwegiges Thema. Hierzu sei
noch einmal die polnische Gerichtsvollzieherzeitung CUR-
RENDA in ihrer Ausgabe Nr. 10/94, S. 3 ff. zitiert:

„Kann eine Person, die kein Beamter ist, Zwang anwenden, der nur
dem Staate zusteht?

Dies ist möglich und kann keinen Zweifel erwecken, wenn die Po-
sition des Gerichtsvollziehers, obwohl als freier Beruf ausgeübt, als
Staatsbeamter gestaltet wird, dem der Staat durch Gesetz einen Teil
seiner Berechtigung überläßt.

Der Gerichtsvollzieher wird also nie eine private Person sein, die
Dienstleistungen anbietet, wie es andere – im Rahmen ihrer Wirt-
schaftstätigkeit – tun.

Wenn also über das Modell des Gerichtsvollziehers in Polen dis-
kutiert wird, darf man nicht von der Privatisierung sprechen, da es
sich keineswegs um eine Privatisierung handelt. Es handelt sich
hier um derartige Rechtsgestaltung des Berufs des Gerichtsvollzie-
hers, die bei Nutzung der europäischen Erfahrungen, die größere
Effektivität der Zwangsvollstreckung verspricht; zu Nutzen der
Gesellschaft und der Staatskasse.

Der Widerstand einer und die Befürchtungen anderer sind Ergebnis
des Mißverständnisses der Reform des Berufs des Gerichtsvollzie-
hers in Polen.

Die Furcht vor Änderungen läßt sich psychologisch erklären und ist
nicht nur eine Eigenschaften der Polen. In Italien sprechen junge
oder mittelalte Gerichtsvollzieher für die Änderungen des Status
des Gerichtsvollziehers, dabei eher Absolventen der Hochschulbil-
dung als nur mit Abitur. Ältere Gerichtsvollzieher, denen bis zur
Pensionierung nur noch einige Jahre fehlen, mit ihrem Schicksal
ausgesöhnt, möchten keine Änderungen. Aber auch in Italien, im
Ministerium für Justiz, ist die Notwendigkeit der Reform sichtbar
geworden.“

Der Vereinheitlichung der Gerichtsvollziehersysteme im
Sinne einer freiberuflichen Tätigkeit galt wohl auch das
Hauptinteresse der UIHJ in den vergangenen drei Jahren. Der
scheidende Präsident,Baudouin Gielen7) hat in seinem Tätig-
keitsbericht aufgezeigt, wie vielfältig seine Aktivitäten in die-
ser Richtung insbesondere in den im Umbruch befindlichen
östlichen Ländern waren. Es ist sicherlich in hohem Maße auf
seine Bemühungen zurückzuführen, wenn Ungarn das in
Frankreich geltende System bereits übernommen hat und des-

sen Übernahme in Polen8) sowie in mehreren weiteren Län-
dern ernsthaft erwogen wird.

Die Vertreterin der Justizverwaltung Bulgariens erklärte
z. B., der Gerichtsvollzieher sei dort nicht freiberuflich tätig;
eine Änderung sei jedoch zu erwarten. In der Slovakei gehen
die Überlegungen in die gleiche Richtung. Tschechien hat
über das System des Gerichtsvollziehers noch keine Entschei-
dung getroffen, studiert jedoch die Systeme in anderen Län-
dern und deren Entwicklung.

Auch MinisterEligiusz Wlodarczak aus der Kanzlei des
Präsidenten der Republik Polen erklärte in seinem Schlußwort
mit Blick auf die Reform des polnischen Gerichtsvollzieher-
wesens:„Das polnische Gerichtsvollziehersystem steht vor
Veränderungen, die modellhaft sein könnten. Der Gerichts-
vollzieher als freier Beruf wird dabei favorisiert.“

Schließlich wurden noch Satzungsänderungen beschlossen
und der Exekutivausschuß der UIHJ neu gewählt. Die Sat-
zungsänderungen sehen insbesondere vor, daß die Beiträge
künftig nicht mehr pauschal, sondern nach der Mitgliederzahl
der zur UIHJ gehörenden nationalen Verbände erhoben wer-
den. Die Beitragsfestsetzung obliegt nach der Satzung dem
Exekutivausschuß und der Bewilligung durch den Ständigen
Rat. Hierbei wird darauf zu achten sein, daß auf die unter-
schiedliche Leistungsfähigkeit Rücksicht genommen wird.
Von einem Gerichtsvollzieher in Deutschland, Österreich oder
Italien kann nicht der gleiche Beitrag gefordert werden wie
von einem freiberuflich tätigen Gerichtsvollzieher, der ein
Büro mit 15 oder 20 Angestellten betreibt.

In den Exekutivausschuß wurden gewählt:
Präsident: J. Isnard, Frankreich,
I. Vizepräsident: Frau M. T. Caupain, Belgien,
Sekretär: D. Hector, Frankreich,
Schatzmeister: J. Christin, Schweiz,
Stellvertr. Sekretär: L. Netten, Holland,
weiteres Mitglied: L. Claes, Belgien,
weiteres Mitglied: Frau M. Mancini, Frankreich.

Der Vorsitzende des Deutschen Gerichtsvollzieherbundes,
Manfred Hanke, der satzungsgemäß einer der weiteren Vize-
präsidenten der UIHJ war, aus seinen Ämtern aber demnächst
aus Altersgründen ausscheidet, wurde zum Ehren-Vizepräsi-
denten ernannt. Ebenso der ausscheidende UIHJ-Präsident
Baudouin Gielen.

Ein Kongreß besteht natürlich nicht nur aus Vorträgen und
Diskussionen, Beschlüssen und Wahlen; er hat auch vergnüg-
lichere Veranstaltungen, die dazu beitragen, daß sich die Teil-
nehmer näher kennenlernen. Hier ist zunächst zu nennen ein
Empfang am ersten Abend durch die Vereinigung der polni-
schen Gerichtsvollzieher im Königsschloß in Warschau, in
dessen wundervollen Räumen die begeisterten Teilnehmer
schöne Musik hören und sich an erfrischenden Getränken und
köstlichen Kleinigkeiten, die reichlich angeboten wurden, güt-
lich tun konnten. Einen glanzvollen Abschluß bildete dann am
letzten Tag des Kongresses ein (von den Teilnehmern selbst
bezahltes) Galadiner mit musikalischen Darbietungen und
Tanz im Hotel Marriot in Warschau, das alle Kongreßteilneh-
mer noch einmal in froher Gemeinschaft vereinte.

Wohin die weitere Arbeit der UIHJ führen wird und wie
der neue Präsident seine Akzente setzt, wird der nächste Kon-
greß zeigen, der im Jahre 1997 in Stockholm stattfindet.

7) Vgl. das Interview mit ihm in DGVZ 1992, S. 6–8.
8) Die polnische Gerichtsvollzieherzeitung CURRENDA hat

bereits in ihrer Ausgabe Nr. 9/94 aufgezeigt, welche Erfahrungen mit
der freien Wählbarkeit des Gerichtsvollziehers vor 1900 in Deutsch-
land gemacht wurden, indem sie die Ausführungen vonSattelmacher-
Lenz, „Das Gerichtsvollzieherwesen in Preußen“, 1930, S. 9 f., ge-
schildert hat; wohl in der löblichen Absicht, im Falle einer dahinge-
henden Reform die in Deutschland seinerzeit zutage getretenen Miß-
stände zu vermeiden.
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1) Hinterlegung und Versteigerung nach § 373 Handelsgesetz-
buch (Handelskauf) werden in die Betrachtung nicht miteinbezogen,
weil allein in diesen Fällen schon die Veräußerung die Schuldbefrei-
ung zur Folge hat; also ein Zwang zur Hinterlegung nicht besteht (vgl.
Münch: Der Selbsthilfeverkauf nach BGB und HGB. Straßburg, 1916,
S. 7 ff.).

2) Sohm: Der Selbshilfeverkauf nach dem BGB und dem HGB.
In: Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Band 53 (Neue Folge: 38
Band). Stuttgart 1903, Seite 79 ff.

3) Nach: Müller „Die Hinterlegung zur Schuldbefreiung nach
dem BGB“, Bayreuth, 1900, S. 3 ff., hat sich diese schon im römi-
schen Recht entwickelt, wonach in öffentlichen Gebäuden, Tempeln
oder bei Bankiers die geschuldeten Sachen aufbewahrt (in deposito)
werden konnten; nachdem die ursprüngliche Preisgabe (Dereliktion),
z. B. das einfache Ausschütten von Wein auf die Straße, als zu radikal
untersagt wurde.

4) Sohm aaO S. 81: Um zu verhindern, daß die zur Hinterlegung
bestimmten öffentlichen Stellen zum Stapelplatz aller Art von Ver-
kehrsgegenständen selbst solcher würden, deren Aufbewahrung beson-
dere Vorkehrungen und Überwachung erforderlich macht, war es ge-
boten, den Kreis der zur Hinterlegung geeigneten Sachen eng zu ziehen.

5) NachGareis: „Die Eigenart des Selbsthilfeverkaufs“, Leip-
zig, 1904, S. 5 und 11) haben das fr. Reichsoberhandelsgericht in
Band 14 S. 331 und das Reichsgericht in Band 5 S. 96 den Begriff
„Selbsthilfeverkauf“ erstmals verwendet, und zwar in den Fällen des
Artikels 343 des ehemaligen „Allgemeinen Deutschen Handelsgesetz-
buches“. Das spätere (jetzt gültige) Handelsgesetzbuch von dem Jahr
1897 habe diesen Begriff übernommen, und im § 372 gesetzlich sank-
tioniert.

Rückblick:

In DGVZ 1994, S. 107 ff. hat der Verfasser anhand von
Rechtsprechung und Literatur aufgezeigt, daß nach einer er-
folglosen Zug-um-Zug-Volllstreckung die dem Vollstrek-
kungsschuldner nicht übergebene Sache in der Regel nicht
nach den Vorschriften der §§ 808, 809, 814 ZPO gepfändet
und versteigert werden kann, sondern nur beim Vorliegen be-
sonderer Umstände. Dieangebotene Sache verbleibt ent-
weder bei dem anwesenden Vollstreckungsgläubiger bzw. bei
dessen Bevollmächtigten, oder der Gerichtsvollzieher sendet
sie ihm – je nach Anlieferungsart – auf seine Gefahr und Ko-
sten wieder zurück. Mangels anderer pfändbarer Sachen ist
somit die Tätigkeit des Gerichtsvollziehers beendet.

Zielsetzung:

Mit der nachfolgenden Abhandlung soll deutlich gemacht
werden, daß zum einen der Gerichtsvollzieher gleichwohl
noch einmal mit dem Gegenstand befaßt werden kann; zum
anderen sollen aber das weitere Schicksal dieses Gegenstandes
auf seine nach wie vor bestehende rechtliche Verquickung
sowie die Rechte und Pflichten des Vollstreckungsgläubigers
untersucht werden.

I .

1. Auszugehen ist von dem Umstand, daß das beiderseitige
Schuldverhältnis auch im Falle des Annahmeverzuges des
Vollstreckungsschuldners (zunächst) bestehenbleibt. Nicht
nur der Vollstreckungsschuldner muß – auch nach fruchtloser
Pfändung – seine Leistung auch weiterhin erbringen. Auch der
Vollstreckungsgläubiger bleibt trotz des Annahmeverzuges
des Vollstreckungsschuldners verpflichtet, den Gegenstand
des Schuldverhältnisses zu leisten.

2. Für den Vollstreckungsgläubiger bedeutet diesVerwah-
rung und Erhaltung. Es verbietet ihm dieBesitzaufgabe in
jeder Form. Dieser Zustand wird von Sohm2) „als eine Fessel
der Obligationsverbindung“ bezeichnet, die die „vermögens-
rechtliche Freiheit“ des Vollstreckungsgläubigers solange be-
einträchtigt, als der Volstreckungsschuldner diese Verbindung
nach Maßgabe des Inhaltes des Schuldverhältnisses nicht
lösen kann – oder will.

3. Obwohl das Gesetz wichtige Erleichterungen bei der
Aufbewahrung im Verzugsfall für den Vollstreckungsgläubi-
ger geschaffen hat, nämlich: daß er nur Vorsatz und grobe
Fahrlässigkeit zu vertreten hat, daß die Gefahr auf den Voll-
streckungschuldner übergeht (§ 300 BGB), daß er Ersatz für
die Mehraufwendung sowohl für das erfolglose Angebot als
auch für die Aufbewahrung und Erhaltung des geschuldeten
Gegenstandes verlangen kann (§ 304 BGB), sodrängt das

Schuldverhältnis doch seiner Natur wegen daraufhin, in kürze-
rer Zeit durch ERFÜLLUNG beendigt zu werden.

I I .

1. Wenn nun dieser natürlichen Beendigung Hindernisse
entgegenstehen, insbesondere – wie häufig vorkommend –
wenn die Leistung des Vollstreckungsschuldners nicht zu er-
langen bezw. wenn zur Erfüllung dessen Mitwirkung erforder-
lich ist, aber der Vollstreckungsgläubiger bereit war, seine
Leistung zu erbringen, oder wenn letzterer aus anderen Grün-
den das Schuldverhältnis beenden will, z. B. um sich der lästi-
gen Aufbewahrungspflicht der geschuldeten beweglichen
Sache zu entledigen, z. B. weil er von seinem bisherigen
Wohnort wegziehen will, so muß es für den Vollstreckungs-
gläubiger, der doch ohne eigne Schuld auf normalem Weg sich
nicht von seiner Leistung befreien kann, ein Mittel geben, um
dieses Ziel zu erreichen.

2. Eigens zu diesem Zweck, und weil es die Billigkeit er-
fordert, hat der Gesetzgeber ein ERFÜLLUNGSSURROGAT
geschaffen, nämlich die Hinterlegung der geschuldeten Sache
nach § 372 BGB3) zugunsten des Vollstreckungsschuldners.

3. Mit dieser Möglichkeit der Hinterlegung könnte sich ein
Vollstreckungsgläubiger relativ einfach einer ihm lästigen
Sache entledigen, hätte der Gesetzgeber nicht gleichzeitig die
Hinterlegungsfähigkeit von Sachen eingeschränkt auf: Geld,
Wertpapiere, sonstige Urkunden und Kostbarkeiten.4)

4. Und darin liegt das Problem. Die Praxis hat nämlich ge-
zeigt, daß überwiegendandere Gegenstände in Frage kom-
men, die nicht hinterlegt werden können. Um auch für diese
Fälle dem Vollstreckungsgläubiger die Besitzaufgabe einzu-
räumen, fand der Gesetzgeber eine adäquate Lösung in der Öf-
fentlichen Versteigerung nach § 383 BGB.

I I I .

Diese Versteigerung, die als „SELBSTHILFEVERKAUF“
bezeichnet wird,5)

– setzt Annahmeverzug voraus –

Die öffentliche Versteigerung nach § 383 BGB mit Erlöshinterlegung
zum Zwecke der Schuldbefreiung im Falle des Annahmeverzuges des

Vollstreckungsschuldners (§§ 372, 293 BGB)1)

Von Gerichtsvollzieher a. D. Wolfgang Paschold, Bad Hersfeld
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– darf nur genutzt werden in der alleinigen Absicht, den
Erlös umgehend zu hinterlegen zugunsten des Vollstrek-
kungsschuldners – 6)

– ist im Verhältnis zur Hinterlegung nur subsidiär insofern,
als die Versteigerung nur zu Gebote steht, wo die Hinterle-
gung versagt – 7)

– führt für sich allein nicht zur Schuldbefreiung8) des Voll-
streckungsgläubigers, so daß ohne Hinterlegung des Erlö-
ses der letztere zum Schadensersatz (in Geld) zu leisten
verpflichtet wäre, wenn er seinem Vollstreckungsschuld-
ner, der plötzlich anbietet, den (versteigerten) Gegenstand
nicht mehr geben kann. – Nur die Hinterlegung des Ver-
kaufserlöses zugunsten des Vollstreckungsschuldners kann
diese Gefahr beseitigen; wiederum jedoch nur dann, wenn
gleichzeitig auf das Recht der Rücknahme verzichtet wor-
den ist (§ 378 BGB).9)

I V .

1. Mit dem Selbsthilfeverkauf durchöffentliche Versteige-
rung schließt sich nun wieder der Kreis zum Gerichtsvollzie-

her. Nach Absatz III des § 383 BGB hat diese Art der Verstei-
gerungen (neben einem öffentlich bestellten Versteigerer oder
neben einem zu Versteigerungen befugten Beamten) durch
einen für den Versteigerungsort zuständigen Gerichtsvollzie-
her zu erfolgen.

2. Der Gerichtsvollzieher verfährt hierbeinicht nach den
Bestimmungen der Pfändungsversteigerung (§§ 814 ff. ZPO),
sondern ausschließlich nach den §§ 383–386 BGB in Verbin-
dung mit den Ausgestaltungsvorschriften seiner Geschäftsan-
weisung in § 237 und § 246 1 c und 2–9.10) Die Vorschriften
über die freiwillige Versteigerung nach § 247 ff. dortselbst
finden keine Anwendung.

3. Der Auftrag an den Gerichtsvollzieher ist nicht dessen
Inanspruchnahme als Vollstreckungsorgan. Sie liegt vielmehr
außerhalb der Zwangsvollstreckung und ist begründet in § 383
Abs. 3 BGB selbst sowie in den landesrechtlichen Vorschrif-
ten, die in der freiwilligen Gerichtsbarkeit dem Gerichtsvoll-
zieher eine entsprechende Zuständigkeit verleihen.

4. Die Durchführung des Selbsthilfeverkaufs durch den
Gerichtsvollzieher und die dabei zu beachtenden Formvor-
schriften sowie die sonstigen Wirkungen des Verkaufs werden
in einer nachfolgenden Untersuchung dargestellt.

6) Sohm aaO S. 116 in FN. 112.
7) Sohm aaO S. 82.
8) Ferner tritt die Schuldbefreiung für den Vollstreckungsgläu-

biger nur ein, wenn das Versteigerungsverfahren selbst vorschriftsmä-
ßig erfolgte. War es ordnungsgemäß, so ist es für den Vollstreckungs-
gläubiger auch dann nicht schädlich, wenn sein Schuldner nach Ver-
steigerung aber vor der Erlöshinterlegung voll anbietet.

9) Durch diese obligatorische Hinterlegung des Erlöses wird der
Vollstreckungsgläubiger hinsichtlich seiner Geldforderung an den
Vollstreckungsschuldner nicht etwa rechtlos gestellt. Vielmehr kann
der Vollstreckungsgläubiger bei der Hinterlegung, also im Hinterle-
gungsschein, die Auszahlung an den Vollstreckungsschuldner von
dessen Bewirkung der Gegenleistung abhängig machen (§ 373 BGB).

10) Dazu Schönfeld: „Der Preußische Gerichtsvollzieher“,
7. Aufl., 1914, S. 369: „Die Versilberung in der Zwangsvollstreckung
und die außerhalb, sind völlig getrennt geregelt; die Bestimmung für
die eine Art ist für die andere unanwendbar.“

Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit im Urteilstenor
bei Anwendung des § 713 ZPO

Von Rechtsreferendar Lars Brocker, Köln

I .  P r o b l e m s t e l l u n g

Endurteile sind – abgesehen von wenigen Ausnahmefäl-
len1) – grundsätzlich im Tenor für vorläufig vollstreckbar zu
erklären. In den in § 708 ZPO aufgeführte Fällen erfolgt der
Ausspruch der vorläufigen Vollstreckbarkeit ohne Sicher-
heitsleistung. Der Tenor lautet schlicht: „Das Urteil ist vorläu-
fig vollstreckbar.“ In den Fällen des § 708 Nr. 4 bis 11 ZPO
schließt sich gemäß § 711 ZPO der Ausspruch über die Ab-
wendungsbefugnis des Schuldners durch Sicherheitsleistung
oder Hinterlegung an.

Nach § 713 ZPO sollen Schuldnerschutzanordnungen
gemäß § 711 ZPO oder § 712 ZPO dann unterbleiben, wenn
die Einlegung eines Rechtsmittels unzweifelhaft unzulässig
ist. Anstatt in einem solchen Fall jedoch zu tenorieren: „Das
Urteil ist vorläufig vollstreckbar“, ist das AGKöln in einem
Urteil unter dem bedeutungsschwangeren Datum 1. April
19932) zu dem Ausspruch gelangt: „Das Urteil ist vollstreck-

bar.“ Hierzu heißt es in den Gründen: „Die Entscheidung über
die Vollstreckbarkeit hat ihre Rechtsgrundlage in den §§ 708
Nr. 11, 713 ZPO. Da das Urteil mangels Erreichens einer be-
rufungsfähigen Beschwer mit einem Rechtsmittel zweifelsoh-
ne nicht anfechtbar ist, bedurfte die Entscheidung über die
Vollstreckbarkeit nicht der Bezeichnung ,vorläufig‘“3).

Auch von Hartmann wird in derartigen Fällen ein Aus-
spruch wie: „Das Urteil ist unbedingt vollstreckbar“, erwo-
gen4). Damit stehen sich für die Tenorierung bei Anwendung
des § 713 ZPO zwei Ansichten gegenüber.

I I .  S t e l l u n g n a h m e

Der Ausspruch des AGKöln über die Vollstreckbarkeit be-
gegnet grundlegenden Bedenken. Vor der Beantwortung der
Frage, ob ein derartiger Ausspruch der unbedingten Voll-
streckbarkeit dann getan werden sollte, wenn er lediglich de-

1) Vgl. dazu Thomas/Putzo, ZPO, 18. Aufl. (1993), Vorbem.
§§ 708–720 Rdnr. 1.

2) Az. 122 C  693/92 (nicht veröffentlicht).

3) AG Köln, Urt. v. 1. 4. 1993, Az. 122 C 693/92, S. 3.
4) Hartmann, in: Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann,

ZPO, 52. Aufl. (1994), § 713 Rdnr. 2 unter Hinweis aufE. Schneider,
DRiZ 1977, 114 (116), der diesen Vorschlag jedoch ausdrücklich auf
bereits rechtskräftige Urteile beschränkt.
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klaratorischer Natur ist, weil die Entscheidung mit ihrer Ver-
kündung rechtskräftig ist5), ist zu prüfen, ob der Ausspruch
hier überhaupt inhaltlich zutreffend ist oder ob er nicht viel-
mehr sogar contra legem konstitutive Wirkung entfalten soll.

Der Ausspruch ist nur dann inhaltlich zutreffend, wenn das
Urteil bereits mit Verkündung unbedingt vollstreckbar gewor-
den ist. Das wäre es gemäß §§ 704 I, 705 S. 1 ZPO dann, wenn
die formelle Rechtskraft des Urteils mit seiner Verkündung
eingetreten wäre. Rechtskräftig werden gerichtliche Entschei-
dungen bereits mit ihrer Verkündung dann, wenn ein Rechts-
mittel gegen sie nicht statthaft ist6). Bei der Frage, ob die Be-
rufungssumme nach § 511 a ZPO erreicht ist, handelt es sich
hingegen um eine Frage der Beschwer und damit gerade nicht
um eine Frage der Statthaftigkeit des Rechtsmittels7), weshalb
in diesem Fall die Rechtskraft der Entscheidung nach § 705
ZPO erst mit Ablauf der Berufungsfrist eintritt.

Daraus folgt, daß das Urteil gemäß § 704 I ZPO nicht un-
bedingt, sondern lediglich vorläufig vollstreckbar ist. Aus die-
sem Grunde ist die Anwendung des § 713 ZPO im Falle der
Unstatthaftigkeit eines Rechtsmittels logisch ausgeschlos-
sen8). § 713 ZPO erfaßt gerade diejenigen Fälle, in denen Ur-
teile noch nicht rechtskräftig sind – Rechtsmittel also „an sich“

gegeben, d. h. statthaft sind, aber Rechtsmittel gleichwohl aus
anderen Gründen „unzweifelhaft“ nicht gegeben sind9).

Das Ergebnis, daß bei Anwendung des § 713 ZPO der Aus-
spruch lauten muß „Das Urteil istvorläufig  vollstreckbar“, er-
gibt sich auch bereits zwanglos aus dem Gesetzeswortlaut der
anzuwendenden Normen. § 713 ZPO spricht lediglich von
einem Unterbleiben von Schutzanordnungen nach §§ 711, 712
ZPO. Der § 711 ZPO könnte aber gemäß § 711 S. 1 ZPO nur
dann Anwendung finden, wenn ein Fall des § 708 Nr. 4 bis 11
ZPO vorläge. In diesem heißt es ausdrücklich „Fürvorläufig
vollstreckbar ohne Sicherheitsleistung sind zu erklären …“
Sowohl der Gesetzeswortlaut als auch die ratio legis sowie
eingangs genannte zwingende dogmatische Gründe erfordern
mithin bei Anwendung des § 713 ZPO den Ausspruch dervor-
läufigen Vollstreckbarkeit10). Der iudex a quo kann mangels
eigener Entscheidungskompetenz ein Urteil nicht mit konsti-
tutiver Wirkung für unbedingt vollstreckbar erklären, da er in
diesem Fall die sofortige Rechtskraft der Entscheidung aus-
spräche. Über die Zulässigkeit des Rechtsmittels hingegen
entscheidet der iudex ad quem.

Dieses Beispiel zeigt, daß der Ausspruch „Das Urteil ist
vollstreckbar“ dann, wenn er nicht wegen rein deklaratori-
scher Wirkung überflüssig ist, inhaltlich falsch ist und daher in
jedem Fall zu unterblieben hat11), da er entgegen der Ansicht
von E. Schneider12) undHartmann13) – wie gezeigt – im Ein-
zelfall mehr Verwirrung stiften als Klarheit schaffen kann.5) Vgl. dazuE. Schneider, DRiZ 1977, 114 (116) einerseits und

W. Krüger, in: MünchKomm-ZPO, 1992, § 713 Rdnr. 3 mit Fußn. 3
andererseits.

6) BGHZ 109, 211 (212 f.) = NJW 1990, 3153 (Ls.) = NJW-RR
1990, 323 (326) = LM § 546 ZPO Nr. 129;Thomas/Putzo (o. Fußn. 1),
§ 705 Rdnr. 6.

7) Rosenberg/Schwab/Gottwald, ZivilprozeßR, 15. Aufl. (1993),
S. 809.

8) W. Krüger (o. Fußn. 5), § 713 Rdnr. 2;Schmidt-von Rhein,
in: AK-ZPO, 1987, § 713 Rdnr. 3; Herget, in: Zöller, ZPO, 18. Aufl.
(1993), § 713 Rdnr. 1;Leppin, MDR 1975, 899 (900).

9) Prütting, NJW 1980, 361 (366).
10) So im Ergebnis auchAnders/Gehle, Das Assessorexamen im

Zivilrecht, 3. Aufl. (1991), Rdnr. 176, 186;Knöringer, Das Assessor-
examen im Zivilprozeß, 4. Aufl. (1993), S. 49;Lackmann, Zwangs-
vollstreckungsR, 2. Aufl. (1993), Rdnr. 800 f.

11) So auchW. Krüger (o. Fußn. 5), § 713 Rdnr. 3 mit Fußn. 3.
12) E. Schneider, DRiZ 1977, 114 (116).
13) Hartmann (o. Fußn. 4), § 713 Rdnr. 2.

§§ 219, 902, 906, 909 ZPO; § 187 Nr. 3 GVGA

1. Der Begriff „nahe und erhebliche Gefahr“ im Sinne des
§ 906 ZPO ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, dessen
Anwendung voll überprüfbar ist und eine Güterabwä-
gung nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip erfordert.

2. Erklärt der Schuldner, der aus gesundheitlichen Grün-
den nicht bei Gericht erscheinen kann, seine Bereit-
schaft zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, so
ist ihm diese auf Antrag des Gläubigers gem. § 219 ZPO
in der Wohnung abzunehmen. Verweigert der Schuld-
ner dort die Abgabe, so sind an einen Haftaufschub
strenge Anforderungen zu stellen.

OLG Köln, Beschl. v. 14. 10. 1994
– 2 W 145/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Der Gerichtsvollzieher hat die Verhaftung abgelehnt, da die
Schuldnerin haftunfähig erkrankt sei. Auf die Erinnerung der Gläubiger
hat das Amtsgericht ein amtsärztliches Gutachten eingeholt. Danach
leidet die Schuldnerin an einer insulinpflichtigen Zuckerkrankheit,

R E C H T S P R E C H U N G

deren Behandlung wegen eines Augenleidens durch einen Pflegedienst
vorgenommen werden muß, ferner an Arthrose, Streßinkontinenz und
anderen altersbedingten Leiden. Sie sei eingeschränkt haftfähig, ge-
sundheitliche Komplikationen seien aber nicht auszuschließen. Erfah-
rungsgemäß werde die Aufnahme in diesem Alter und Gesundheitszu-
stand durch Justizvollzugskrankenhäuser abgelehnt.

Das Amtsgericht hat die Erinnerung der Gläubiger zurückgewie-
sen, da bei einer Verhaftung der pflegebedürftigen Schuldnerin gesund-
heitliche Komplikationen nicht auszuschließen seien.

Auf die sofortige Beschwerde der Gläubiger hat das Landgericht
den Gerichtsvollzieher angewiesen, von einer Vollstreckung des Haft-
befehls nicht wegen Haftunfähigkeit der Schuldnerin abzusehen. Die
Voraussetzungen eines Haftaufschubes gem. § 906 ZPO seien nicht er-
füllt. An die Beurteilung der Haftfähigkeit seien strenge Maßstäbe an-
zulegen. Unter Beachtung medizinischer Vorsorgemaßnahmen sei die
Schuldnerin haftfähig. Über die Aufnahmebereitschaft habe die zustän-
dige Justizvollzugsanstalt zu gegebener Zeit zu befinden.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die weitere Beschwerde der
Schuldnerin. Sie wendet sich gegen die Beurteilung des Landgerichts
und erklärt – wie schon im Beschwerdeverfahren –, zur Abgabe der ei-
desstattlichen Versicherung in ihrer eigenen Wohnung bereit zu sein.

Die Gläubiger beantragen Zurückweisung der Beschwerde, hilfsweise
stellen sie den Antrag, der Schuldnerin die eidesstattliche Versicherung
in ihrer Wohnung abzunehmen.
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I I .

Die gemäß § 568 II ZPO zulässige weitere Beschwerde der
Schuldnerin hat Erfolg, allerdings kann der Haftbefehl vollzo-
gen werden, falls sie sich entgegen ihrer Erklärung weigert,
die eidesstattliche Erklärung vor dem zuständigen Rechtspfle-
ger in ihrer Wohnung abzugeben.

1) Die Vollstreckungsvoraussetzungen für eine Verhaftung
der Schuldnerin durch den Gerichtsvollzieher gemäß § 909
ZPO sind an sich erfüllt. Der Gerichtsvollzieher hat eine Ver-
haftung der Schuldnerin nach der derzeitigen Sachlage aber
mit Recht gemäß § 906 ZPO abgelehnt.

Da die Schuldnerin nach ihrem eigenen Vorbringen offenba-
rungswillig ist und der offenbarungswillige Schuldner gemäß
§ 909 ZPO i. V. m. § 187 Nr. 3 GVGA vom verhaftenden Ge-
richtsvollzieher gemäß § 902 ZPO dem Amtsgericht vorzu-
führen ist, kommt es für die Frage, ob die Gesundheit des
Schuldners gem. § 906 ZPO durch die Vollstreckung der Haft
einer nahen und erheblichen Gefahr ausgesetzt ist, nicht darauf
an, ob der Schuldner für eine Haft in einer Justizvollzugsan-
stalt oder einem Justizvollzugskrankenhaus haftfähig ist, son-
dern darauf, ob er schon durch die zwangsweise Vorführung
einer solchen Gefahr ausgesetzt ist. Dies ergibt sich auch dar-
aus, daß § 906 ZPO nicht die Pflicht zur Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung berührt, sondern nur die Vollstreckung
dieser Verpflichtung betrifft (vgl. auch OLG Frankfurt Rpfle-
ger 1977, 146 und LG Hildesheim DGVZ 1974, 30, a. M.
OLG Hamm DGVZ 1983, 137; Münchener-Kommentar-
ZPO-Eickmann, § 906 Rn. 4 m. w. N. und Schuschke, Voll-
streckung und Vorläufiger Rechtsschutz, Bd. I (1992) § 906
Rn. 2, die bei Haftunfähigkeit auch bloße Vorführung für un-
zulässig halten).

2) Trotzdem hat der Gerichtsvollzieher die Voraussetzungen
des § 906 ZPO nach dem derzeitigen Sachstand mit Recht be-
jaht. Die Voraussetzungen des § 906 ZPO können auf Erinne-
rung und Beschwerde in vollem Umfang überprüft werden,
denn der Begriff „nahe und erhebliche Gefahr“ im Sinne die-
ser Vorschrift ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, so daß es
sich nicht um eine Ermessensentscheidung des Gerichtsvoll-
ziehers handelt, die nur auf die richtige Ermessensausübung
hin überprüfbar wäre (wie hier Stein-Jonas-Münzberg, ZPO,
20. Aufl. (1988) § 906 Rn. 6 m. w. N.; Zöller/Stöber,
18. Aufl. (1992), § 906, Rn. 4; a. M. LG Düsseldorf DGVZ
1981, 171 und LG Hannover DGVZ 1982, 119 und 1990, 59;
vermittelnd Midderhoff DGVZ 82, 82).

Aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip folgt, daß der Gläu-
biger bei einem offenbarungswilligen Schuldner, der aus
Krankheitsgründen nicht bei Gericht erscheinen kann, nicht
sofort die Vollstreckung durch Verhaftung betreiben kann,
sondern zunächst beantragen muß, dem Schuldner die eides-
stattliche Versicherung durch den zuständigen Rechtspfleger
in der Wohnung abzunehmen.

Gründe, die einer zwangsweisen Vorführung zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung entgegenstehen, ergeben
sich aus dem vom Amtsgericht eingeholten amtsärztlichen
Gutachten. Es kann nicht schematisch ohne Berücksichtigung
der Verhältnisse des Einzelfalls gesagt werden, an die Beurtei-
lung der Haftfähigkeit sei „ein strenger Maßstab“ anzulegen,
sondern im Rahmen der gesetzlich vorgesehenen Verhältnis-
mäßigkeitsabwägung ist zu berücksichtigen, daß es unverhält-
nismäßig ist, wegen der Vollstreckung eines Betrages von nur
587,65 DM Gesundheitsrisiken in Kauf zu nehmen, wenn
schonendere Wege zur Durchsetzung der Verpflichtung mög-
lich sind. Der Gläubiger ist daher im Rahmen der Vollstrek-
kung verpflichtet, zunächst einen Weg zu wählen, der Gesund-
heitsrisiken des Schuldners ausschließt.

Entsprechend § 219 I ZPO muß er beantragen, den Termin
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung in der Wohnung
der am Erscheinen vor Gericht verhinderten Person abzuhalten
(vgl. OLG Frankfurt Rpfleger 1977, 146). Dem steht nicht ent-
gegen, daß der Gläubiger ansonsten nicht wiederholte Anträge
auf Terminsanberaumung stellen kann (vgl. Münchener-Kom-
mentar-Eickmann, § 903 ZPO Rn. 18), denn es handelt sich
um einen Termin im Sinne des § 902 ZPO.

Dieser Beurteilung steht nicht entgegen, daß auch der
Schuldner einen Antrag auf Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung in seiner Wohnung gem. §§ 902, 219 ZPO stel-
len könnte, denn im Rahmen eines vom Gläubiger ausgehen-
den Vollstreckungsverfahrens muß dieser auch von sich aus
die Grenzen der Vollstreckung gegen einen gesundheitsge-
fährdeten Schuldner beachten.

3) Sollte die Schuldnerin entgegen ihrer jetzigen Erklärung
bei diesem Termin nicht zur Offenbarung bereit sein, reichen
die bisherigen Gründe allerdings nicht aus, eine Verhaftung
der Schuldnerin gemäß § 906 ZPO zu versagen. Wenn der
Gläubiger die Möglichkeiten eines schonenderen Eingriffs er-
schöpft hat, müssen – wie das Landgericht insoweit mit Recht
gesagt hat – strenge Maßstäbe an die Haftunfähigkeit angelegt
werden, da der Schuldner es jederzeit in der Hand hat, die Haft
durch die geschuldete Offenbarung zu beenden (Stein-Jonas-
Münzberg, a. a. O., § 906 Rn. 1 m. w. N.). Das Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip kann insbesondere bei alterstypischen Leiden
nicht dazu führen, den Schuldner praktisch von der Offenba-
rungspflicht freizustellen, sondern es müssen dann im Rahmen
der Vollstreckung Wege gesucht werden, die eine Durchset-
zung ohne nahe und erhebliche Gesundheitsgefahren erlau-
ben. Im Streitfall ist nicht dargetan oder ersichtlich, daß die
bisher festgestellten Leiden einer Vollstreckung generell ent-
gegenstehen, denn der Amtsarzt hat eingeschränkte Haftfähig-
keit attestiert.

Über diese Frage hatte der Senat schon jetzt zu befinden, da es
sich um ein einheitliches Vollstreckungsverfahren handelt. Ob
dagegen die Vollstreckung ggf. in einem Anstaltskrankenhaus
durchzuführen ist oder bei dieser Notwendigkeit die Voraus-
setzungen des § 906 ZPO erfüllt sind (bejahend z. B. OLG
Bamberg DGVZ 1990, 39; OLG Karlsruhe DGVZ 1993, 8 und
Schuschke, a. a. O.; § 906 Rn. 2), ist derzeit nicht zu entschei-
den, denn das kann erst nach dem Gesundheitszustand im Ver-
haftungszeitpunkt beurteilt werden.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zur Problematik der vorstehenden Entscheidung siehe
auch Schneider, „Die Ungesetzlichkeit der Vorführung haft-
unfähiger Schuldner“ in DGVZ 1979, S. 49.

§§ 294, 295, 697 BGB; § 756 ZPO; § 84 GVGA

Bei einer Zug-um-Zug zu erfolgenden Zwangsvollstrek-
kung ist es nicht erforderlich, daß der Gläubiger den Ge-
richtsvollzieher ausdrücklich bevollmächtigt, ein wörtli-
ches Angebot im Sinne des § 295 Satz 1 BGB abzugeben.

LG Augsburg, Beschl. v. 17. 6. 1994
– 4 T 4125/93 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Mit Endurteil des Amtsgerichts Landsberg am Lech vom 6. 11.
1991 wurde der Schuldner verurteilt, an die Kläger DM 1 132,59 nebst
10,5 Zinsen hieraus seit 8. August 1991 Zug um Zug gegen die
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Rückgabe des Motorrades, Marke Kawasaki 1100 GPZ, amtl. Kenn-
zeichen … zu bezahlen.

Die Gläubiger erteilten dem zuständigen Gerichtsvollzieher einen
Zwangsvollstreckungsauftrag. Dieser unternahm am 28. 4. 1993 einen
Vollstreckungsversuch und erstellte sodann ein Pfändungsabstands-
protokoll. Er vermerkte u. a.: „Dem Schuldner wurde die Gegenlei-
stung mündlich angeboten. Nachdem er erklärte, nicht zahlen zu kön-
nen, konnte ein tatsächliches Angebot unterbleiben, § 84 Ziff. 1
GVGA.“

Die Gläubiger beantragten am 3. 6. 1993 die Bestimmung eines
Termins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung. Das Vollstrek-
kungsgericht bestimmte Termin auf den 1. 7. 1993, zu welchem für den
Schuldner dessen Prozeßbevollmächtigter erschien. Dieser erklärte:
„Gegen die Verpflichtung zur Abgabe der e.V. erhebe ich Widerspruch
mit der Begründung wie im Schriftsatz vom 22. 6. 1993 mitgeteilt.“

Mit Beschluß des Amtsgerichts – Vollstreckungsgericht – Lands-
berg am Lech vom 6. 8. 1993 wurde der Widerspruch des Schuldners
gegen die Verpflichtung zur Abgabe der Offenbarungsversicherung
kostenpflichtig zurückzugewiesen. Gegen diesen Beschluß richtet sich
die Erinnerung des Schuldners. Der Schuldner führt aus, daß er als
Gläubiger der Gegenleistung nicht in Annahmeverzug gekommen sei.
Das mündliche Angebot der Gläubiger sei nicht ausreichend.

Der Schuldner behauptet weiterhin, daß der Gläubiger dem Ge-
richtsvollzieher einen besonderen Auftrag für ein wörtliches Angebot
nicht erteilt habe.

Die Gläubiger beantragen, die Erinnerung zurückzuweisen.

Der Vollstreckungsrichter hat der Erinnerung nicht abgeholfen.

I I .

Nach Nichtabhilfe durch den Vollstreckungsrichter ist die
befristete Erinnerung als sofortige Beschwerde zu behandeln
(§§ 793 Abs. 1 ZPO, 11 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 4, 5 RPflG).
Das Rechtsmittel ist zulässig, sachlich jedoch nicht begründet.

Das Vollstreckungsgericht ist zu Recht davon ausgegan-
gen, daß sich der Schuldner als Gläubiger der Zug um Zug zu
bewirkenden Leistungen in Verzug der Annahme befand und
die Gläubiger dies durch das Protokoll des Gerichtsvollziehers
bewiesen haben (§ 765 ZPO).

Der Schuldner befand sich gemäß § 298 BGB in Gläubi-
gerannahmeverzug (Rücknahme des Motorrades).

Dem Schuldner als Gläubiger der Zug um Zug zu bewir-
kenden Leistung war die Rückgabe des Motorrades nach den
entsprechend anwendbaren §§ 294 und 295 BGB angeboten
worden (vgl. BGHZ 90, 359; Palandt-Heinrichs, BGB,
53. Aufl., Rdnr. 2 zu § 298).

Im vorliegenden Fall war es ausreichend, ein wörtliches
Angebot abzugeben. Ein solches genügt, wenn zur Bewirkung
der Leistung eine Handlung des Gläubigers erforderlich ist,
insbesondere wenn der Gläubiger die geschuldete Sache abzu-
holen hat (§ 295 S. 1, Fall 2 BGB). Dies ist hier der Fall.

Ausweislich der Entscheidungsgründe des Vollstreckungs-
titels ergibt sich, daß den Gläubigern als Geschäftsführer ohne
Auftrag der Zahlungsanspruch zustand. Dieser Zahlungsan-
spruch hatte seinen Rechtsgrund in einer entgeltlichen Ver-
wahrung des Motorrades für den Schuldner (§ 689 BGB). Die
Zug-um-Zug-Verurteilung bedeutet, daß die Rückgabe des
Motorrades entsprechend den gesetzlichen Vorschriften über
die Verwahrung zu erfolgen hat (§§ 688 ff. BGB). Gemäß
§ 697 BGB hat die Rückgabe der hinterlegten Sache an dem
Ort zu erfolgen, an welchem die Sache aufzubewahren war;
der Verwahrer ist nicht verpflichtet, die Sache dem Hinterle-
ger zu bringen. Die Rückgabepflicht des Gläubigers ist daher
eine Holschuld (vgl. Palandt-Thomas, BGB, 53. Aufl., Rdnr. 1
zu § 697).

Somit bewirkte das wörtliche Angebot des Gerichtsvollzie-
hers den Annahmeverzug des Schuldners hinsichtlich der Zug
um Zug zu erbringenden Leistung.

Der Schuldner vertritt auch zu Unrecht die Meinung, daß
der Gläubiger dem Gerichtsvollzieher keinen Auftrag für ein
wörtliches Angebot erteilt hat.

Die Kammer teilt die Auffassung, daß der Gerichtsvollzie-
her im Fall des § 756 ZPO ggf. ausdrücklich bevollmächtigt
(„beauftragt“) sein muß, ein wörtliches Angebot abzugeben
(vgl. z. B. Zöller-Stöber, ZPO, § 756 Rdnr. 7),nicht. Diese
Auffassung beruht vor allem auf einem Beschluß des AG Lam-
pertheim vom 15. 8. 1980 (DGVZ 1980, 188/189), dem wie-
derum eine ganz andere Interessenlage zugrunde liegt. Der Ge-
richtsvollzieher hatte sich in diesem Fall nämlich geweigert,
den Pfändungsauftrag auszuführen. Nach Auffassung der
Kammer ist vielmehr davon auszugehen, daß ein Gläubiger, der
einen Gerichtsvollzieher beauftragt, eine Zwangsvollstreckung
gemäß § 756 ZPO durchzuführen, diesen damit auch bevoll-
mächtigt, die erforderlichen Willenserklärungen abzugeben
bzw. geschäftsähnliche Handlungen vorzunehmen. Einen wei-
teren „besonderen Auftrag“ fordert § 756 ZPO nicht.

Abgesehen davon wäre ein etwaiges vollmachtsloses Han-
deln genehmigt.

Eine solche Genehmigung wirkt auf den Zeitpunkt der
Vornahme des Rechtsgeschäfts zurück (§ 184 Abs. 1 BGB).

Eine Genehmigung kann auch durch schlüssiges Handel
erfolgen (vgl. Palandt-Heinrichs, BGB, 53. Aufl., Rdnr. 6 zu
§§ 177, 178 BGB). Da der Schuldner das mündliche Angebot
des Gerichtsvollziehers nicht beanstandet hat (§ 180 S. 2,
1. Alternative BGB), finden die Vorschriften über die Verträ-
ge, also die §§ 177–179 BGB, entsprechende Anwendung. Ein
Fall des § 180 S. 1 BGB liegt nicht vor.

Dies bedeutet, daß für das wörtliche Angebot des Gerichts-
vollziehers § 177 Abs. 1 BGB gilt. Die Wirksamkeit des wört-
lichen Angebots hängt demzufolge von der Genehmigung des
Gläubigers ab. Diese ist im vorliegenden Fall erfolgt.

Allein schon mit dem Antrag auf Bestimmung eines Ter-
mins zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung (der dem
Schuldner bekanntgemacht wird) erklärt der Gläubiger sein
Einverständnis mit dem bisherigen Vorgehen des Gerichts-
vollziehers. Schon darin liegt die schlüssige Genehmigung.

Somit war die sofortige Beschwerde des Schuldners als un-
begründet zurückzuweisen.

Ergänzend wird folgendes bemerkt:

Das Vollstreckungsgericht meint, es wäre eine sinnlose
„Förmelei“, wenn bei Zug um Zug zu bewirkenden Leistungen
grundsätzlich auch dann tatsächlich anzubieten sei, wenn be-
reits definitiv vom Schuldner seine Zahlungsunfähigkeit ge-
genüber dem Gerichtsvollzieher aufgenommen werde.

Das Vollstreckungsgericht stimmt insoweit überein mit der
im Münchener Kommentar vertretenen Meinung (Rdnr. 27 zu
§ 756 ZPO). Dort wird ausgeführt: „Ein solches tatsächliches
Angebot wäre jedoch reine Formsache und ist daher überflüs-
sig, wenn bereits beim wörtlichen Angebot offenkundig ist,
daß der Schuldner selbst bei tatsächlicher Erfüllung der Gläu-
bigerschuld seine Leistung nicht erbringen wird (arg. § 298
BGB; vgl. auch § 104 GVGA); bei fehlender Leistungsbereit-
schaft des Schuldners, die der GV zu protokollieren hat, kann
alsdann sofort vollstreckt werden. …“ (vgl. auch Gilleßen/Ja-
kobs DGVZ 1981, 49/55) Ob dieser Aussage gefolgt werden
kann, kann hier dahinstehen.
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§ 57 BRAGO; § 788 ZPO; § 109 GVGA

Die dem Rechtsanwalt für die schriftliche Androhung der
Zwangsvollstreckung zustehende 3/10-Gebühr ist auf die
Gebühr eines danach doch noch notwendig werdenden
Vollstreckungsauftrages anzurechnen, so daß für beide
Tätigkeiten die Gebühr des § 57 BRAGO insgesamt nur
einmal entsteht.

LG Köln, Beschl. v. 29. 9. 1994
– 10 T 230/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Das Amtsgericht hat in dem angefochtenen Beschluß zu
Recht die Erinnerung des Gläubigers gegen die Entscheidung
des Gerichtsvollziehers, bei der Zwangsvollstreckung gegen
den Schuldner eine Kostenposition in Höhe von 54,63 DM
nicht zu berücksichtigen, zurückgewiesen.

Die Absetzung dieser Kostenposition, die sich aus einer
seitens des Gläubigers geltend gemachten Kostenforderung
seines Verfahrensbevollmächtigten in Höhe von 41,30 DM
(7,5/10-Gebühr gemäß § 118 Abs. 1 Satz 1 BRAGO) zuzüg-
lich 6,20 DM Telefon- und Portopauschale (§ 26 Satz 2
BRAGO) und 7,13 DM Mehrwertsteuer zusammensetzt, war
berechtigt, denn der Verfahrensbevollmächtigte des Gläubi-
gers kann diese Gebühren vom Gläubiger nicht verlangen.

Zwar ist nach überwiegender Auffassung in Rechtspre-
chung und Literatur durch die Zahlungsaufforderung des Ver-
fahrensbevollmächtigten des Gläubigers vom 29. 4. 1994 die
vor Einleitung der Zwangsvollstreckung und nach der am
12. 4. 1994 erfolgten Zustellung des Vollstreckungsbeschei-
des dem Schuldner übersandt wurde, eine 3/10-Gebühr nach
§ 57 Abs. 1 Satz 1 BRAGO (keinesfalls aber eine 7,5/10-Ge-
bühr nach § 118 BRAGO) entstanden (vgl. dazu nur: Hart-
mann Kostengesetze BRAGO § 57 Anm. 2C „Androhung“
mit zahlreichen Nachweisen aus der Rechtsprechung; Gerold/
Schmidt BRAGO § 57 Rnr. 16 mit zahlreichen Nachweisen
aus Rechtsprechung und Literatur).

Diese Gebühr kann im vorliegenden Verfahren jedoch
nicht mehr gesondert geltend gemacht werden, denn sie ist in
der dem Verfahrensbevollmächtigten des Gläubigers zuste-
henden Zwangsvollstreckungsgebühr des § 57 BRAGO, die
ersterer durch die Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen
den Schuldner verdient hat, aufgegangen (so auch AG Dort-
mund DGVZ 1984, 124; AG Lippstadt Jur Büro 1981, 573;
AG Melsungen Jur Büro 1979, 547; Gerold/Schmidt BRAGO
§ 57 Nr. 16 am Ende; Hartmann Kostengesetze BRAGO § 57
Anm. 2C „Androhung“).

§§ 750, 885 ZPO; §§ 75, 180 GVGA

Zur Frage der Gewahrsamsprüfung bei der Räumungs-
vollstreckung bzw. der teilweisen Räumung bei teilweiser
Vermietung des zu räumenden Objekts an im Räumungs-
titel nicht genannte Dritte (mit Anmerkung von Chr. Mül-
ler).

AG Dresden, Beschl. v. 24. 8. 1994
– 2 M 5261/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Mit Urteil des Landgerichts Dresden vom 7. 1. 1994 wurde
der Schuldner verurteilt, das streitgegenständliche Objekt zu
räumen und an die Gläubigerin herauszugeben. Einen diesbe-
züglichen Vollstreckungsauftrag hat die zuständige Gerichts-

vollzieherin mit Schreiben vom 13. 5. 1994 abgelehnt. Zur Be-
gründung verwies sie auf die Tatsache, daß Teile des Anwe-
sens an Dritte vermietet sind und von diesen bewohnt werden.
Mit der durch ihre Prozeßbevollmächtigten am 28. 7. 1994
eingelegten Erinnerung macht die Gläubigerin deutlich, daß
sie lediglich die Räumung der vom Beklagten unmittelbar in
Gewahrsam gehaltenen Teile des Objekts und ihre eigene Be-
sitzeinweisung diesbezüglich verfolgt.

Die zulässige Erinnerung ist begründet, da durch die Ge-
richtsvollzieherin im Hinblick auf den teilweisen Gewahrsam
Dritter ihre Tätigkeit nicht vollständig versagt werden durfte.
Vielmehr sind zunächst die Besitzverhältnisse zu ermitteln
und sodann die Objektteile, deren unmittelbarer Besitzer der
Schuldner ist, zu räumen.

Anmerkung:
Die Entscheidung des Amtsgerichts Dresden gibt Anlaß zur
Kritik. Das Gericht verkennt wesentliche Grundsätze des Zi-
vilprozeß- und Zwangsvollstreckungsrechts sowie der Zustän-
digkeit des Gerichtsvollziehers. Richtig ist die Ansicht des AG
Dresden insoweit, daß diejenigen Objektteile, deren unmittel-
barer Besitzer der Räumungsschuldner ist, zu räumen sind.

Die Anweisung an die Gerichtsvollzieherin, die Gewahr-
samsverhältnisse an dem zu räumenden Objekt zu ermitteln,
ist jedoch fehlerhaft.

Im Vollstreckungsverfahren gilt Parteiherrschaft des Gläu-
bigers (Thomas/Putzo, ZPO, 18. Aufl., Vor § 704 RdNr. 30).
Der Gläubiger bestimmt durch seinen Auftrag den Umfang der
Zwangsvollstreckung, insbesondere kann er diesen beschrän-
ken. Es ist daher im vorliegenden Fall möglich, daß der Gläu-
biger dem Gerichtsvollzieher gegenüber diejenigen Objekttei-
le bezeichnet, die zu räumen sind. Dies ist aber auch erforder-
lich, da der Herrschaft des Gläubigers eine entsprechende Ver-
pflichtung zur bestimmten Auftragserteilung korrespondieren
muß, wenn es nicht möglich ist, den titulierten Anspruch voll-
umfänglich zu vollstrecken. Dem Gerichtsvollzieher ist es
nämlich mit den Instrumentarien des geltenden Vollstrek-
kungsrechts nicht möglich, entsprechende Feststellungen zu
treffen. Zu der vom AG Dresden angeordneten Ermittlung der
Gewahrsamsverhältnisse an einem bestimmten Objekt fehlen
der Gerichtsvollzieherin jegliche Befugnisse.

In § 154 GVG sind die Gerichtsvollzieher als die mit den
Zustellungen, Ladungen und Vollstreckungen zu betrauenden
Beamten definiert. Nach dem Gesetz sind Gerichtsvollzieher
keine Ermittlungsbeamten.

Dementsprechend regelt die ZPO in § 885 auch nur die
Durchführung einer Räumung als Vollstreckungsmaßnahme.

Vollkommen unklar ist somit, wie die Gerichtsvollzieherin
ihre Ermittlungstätigkeit in Vollzug der Entscheidung des AG
Dresden durchführen soll.

Der Gerichtsvollzieher kann die Ausübung hoheitlicher
Gewalt nicht im rechtsfreien Raum vornehmen. Die Ermitt-
lungen der Gerichtsvollzieherin dienen zur Vorbereitung der
Zwangsräumung. Sie sind daher als Maßnahme der Zwangs-
vollstreckung zu beurteilen. Es müssen die Voraussetzungen
der Zwangsvollstreckung vorliegen. Insofern bedürfen auch
die Ermittlungshandlungen eines Titels gegen die von der Er-
mittlung betroffenen Personen, zumal hierdurch in deren
Rechte eingegriffen wird. Auf welcher Rechtsgrundlage soll
die Gerichtsvollzieherin beispielsweise zur Ermittlung der Ge-
wahrsamsverhältnisse verschlossene Türen öffnen?

Die Gläubigerin muß daher selbst die Gewahrsamsverhält-
nisse an dem zu räumenden Objekt ermitteln und dann der Ge-
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richtsvollzieherin mitteilen, an welchen Teilen der Schuldner
unmittelbaren Besitz hat und die zu räumen sind.

Dies ist auch sachgerecht, da allenfalls die Gläubigerin und
nicht die Gerichtsvollzieherin nach materiellem Recht über
Auskunftsansprüche gegen den Schuldner oder die dritten Ge-
wahrsamsinhaber verfügt.

Wenngleich dies umständliche Erkenntnisverfahren bedin-
gen kann, entspricht ein derartiges Vorgehen der Rechtsord-
nung. Dies darf auch nicht aus Zweckmäßigkeitserwägungen
umgangen werden.

Christian Müller, Rechtsreferendar, Coburg

Art. 13 GG; §§ 758, 808, 811 ZPO; § 107 Abs. 1–3, 121,
136 GVGA

1. Der Schuldner ist durch die Pfändung von Gegenstän-
den, die im Eigentum Dritter stehen, nicht beschwert,
so daß er dies im Erinnerungsverfahren nicht rügen
kann.

2. Zur Vollstreckung in Geschäftsräumen des Schuldners
ist eine Durchsuchungsanordnung nicht erforderlich.

3. Bei einem als Anlageberater tätigen Schuldner gehören
Orientteppiche, teure Büromöbel und Computer nicht
zur notwendigen Büroausstattung.

AG München, Beschl. v. 4. 3. 1994
– 14 M 2021/93 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist teils unzulässig, teils unbegründet.

Unzulässig ist die Erinnerung, soweit in ihr Dritteigentum
an dem gepfändeten Orientteppich Nr. 6 geltend gemacht
wird. Durch die Pfändung von Dritteigentum wird die Schuld-
nerin nicht beschwert, so daß ihrem Rechtsmittel das Rechts-
schutzbedürfnis fehlt.

Im übrigen ist die Erinnerung unbegründet. Wie sich aus
dem Erinnerungsvortrag ergibt, hat der Gerichtsvollzieher
Räumlichkeiten der Schuldnerin durchsucht, die ausschließ-
lich als Büro- und Gewerberäume genutzt werden. Die Woh-
nung der Schuldnerin hat der Gerichtsvollzieher nicht durch-
sucht. Zur Durchsuchung von Geschäftsräumen ist aber eine
Durchsuchungserlaubnis nicht erforderlich, da in das Grund-
recht aus Artikel 13 GG nicht eingegriffen wird. Geschäfts-
räume stehen dem allgemeinen Publikumsverkehr offen und
können von jedermann betreten werden. Eine zu schützende
persönliche Sphäre des Schuldners ist in Geschäftsräumen
nicht vorhanden. Der Gerichtsvollzieher durfte dies Räume
deshalb auch ohne Durchsuchungserlaubnis betreten, auf das
Rubrum der Durchsuchungserlaubnis kommt es deshalb nicht
an.

Nach Ansicht des Gerichts sind die gepfändeten Gegen-
stände zur Fortsetzung der Erwerbstätigkeit der Schuldnerin
nicht erforderlich. Nach Angaben des Gerichtsvollziehers
blieben genügend Tische und Stühle pfandfrei. Zur Aufbe-
wahrung von Akten und Büromaterial sind Bücherschränke,
sowie ein Schreibtisch und ein Sekretär im Wert von insge-
samt 11 000,– DM nicht erforderlich. Diese können auch auf
den verbliebenen Tischen oder auf dem Fußboden gelagert
werden. Weshalb 6 große Orientteppiche zum Betrieb eines
Büros notwendig sind, ist nicht dargetan. Es ist offensichtlich,
daß diese nur gegenüber der Kundschaft eine nicht vorhande-
ne Zahlungsfähigkeit vorspiegeln sollen. Ebensowenig ist ein

Computer samt Drucker zum Betrieb einer Anlageberatung
notwendig. Die erwähnten Werbemaßnahmen können auch
mit dem weiteren vorhandenen Drucker durchgeführt werden,
selbst wenn dieser veraltet sein sollte. Auch die Pfändung der
Ledersessel ist nicht zu beanstanden. Nach Angaben des Ge-
richtsvollziehers befinden sich in den Geschäftsräumen noch
genügend Stühle, so daß die Kunden dort empfangen werden
können.

Anmerkung der Schriftleitung:

Entgegen der Ansicht des AG München wird für die Voll-
streckung in Geschäftsräumen des Schuldners, sofern dieser
der Durchsuchung widerspricht, eine richterliche Durchsu-
chungsanordnung für notwendig gehalten. Dies ergibt sich
schon aus § 107 Abs. 1–3 GVGA, vor allem aber aus der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 16. 6. 1987,
DGVZ 1987, S. 155 ff. (vgl. auch Seip, NJW 1994, S. 354/355).

§§ 310, 327 ZPO

Ob die Verkündung des im schriftlichen Verfahren ergan-
genen Urteils durch die Zustellung des Urteils ersetzt
wurde, ist vom Gerichtsvollzieher nicht zu prüfen; die
Vollstreckung ist zulässig, wenn das Urteil mit der Voll-
streckungsklausel versehen ist.

AG Neukölln, Beschl. v. 20. 7. 1994
– 32 M 8031/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der zuständige Gerichtsvollzieher lehnte die Durchfüh-
rung des Zwangsvollstreckungsauftrags der Gläubigerin mit
der Begründung ab, die ihm vorgelegte Titelausfertigung lasse
nicht erkennen, daß das im schriftlichen Vorverfahren ergan-
gene Urteil den Parteien zugestellt worden sei. Der Gerichts-
vollzieher erhob Auslagen von 2,60 DM.

Die hiergegen gerichtete Erinnerung der Gläubigerin ist
nach § 766 ZPO zulässig. Sie ist auch begründet.

Die Bedenken des Gerichtsvollziehers gegen die Vollstrek-
kung aus der ihm vorgelegten Urteilsausfertigung greifen
nicht durch. Zwar ist der auf der Ausfertigung vorgesehene
Zustellungsvermerk nicht ausgefüllt worden. Darauf kommt
es aber nicht an, weil der Gerichtsvollzieher die Zustellung des
Urteils im schriftlichen Vorverfahren nach § 310 Abs. 3 ZPO
nicht in eigener Zuständigkeit zu überprüfen hat. Die Prüfung,
ob ein Urteil überhaupt besteht, erfolgt im Verfahren über die
Erteilung der Vollstreckungsklausel (vgl. Zöller, ZPO,
18. Aufl., Rdnr. 1 zu § 724; Thomas-Putzo, ZPO, 17. Aufl.,
Rdnr. 2 zu § 724). Dazu gehört auch die Frage, ob die Ent-
scheidung überhaupt existent geworden ist.

Die Kosten in Höhe von 2,60 DM sind nach § 11 Abs. 1
GVKostG nicht zu erheben.

§§ 750, 758; § 15 Abs. 1 HGB; §§ 75, 107 GVGA

Aufgrund eines gegen die GmbH gerichteten Schuldtitels
kann die Zwangsvollstreckung gegen diese nicht in der
Wohnung ihres ehemaligen Geschäftsführers erfolgen.

AG Hamburg, Beschl. v. 29. 4. 1994
– 28 M 2834/94 –
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A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung ist gem. § 766 ZPO zulässig, hat in der
Sache aber keinen Erfolg.

Die Voraussetzungen für eine Mobiliarzwangsvollstrek-
kung in den Räumen … sind nicht gegeben.

Zum einen ist zweifelhaft, schon unabhängig vom Ge-
schäftsführerwechsel, ob die Schuldnerin – … GmbH – Ge-
wahrsam an Vermögensgegenständen hat, die sich in den o. g.
Räumlichkeiten befinden. Nach der Stellungnahme des Ge-
richtsvollziehers vom 31. 3. 1994 handelt es sich um die Pri-
vatwohnung der ehemaligen Geschäftsführerin H. Anhalts-
punkte dafür, daß sich in dieser Privatwohnung Vermögensge-
genstände der GmbH befinden, hat die Gläubigerin nicht dar-
getan. Allein die Tatsache, daß ein anderer Geschäftssitz nicht
vorhanden ist, begründet noch nicht die Vermutung, daß sich
Gesellschaftsvermögen in den Privaträumen des Geschäfts-
führers befindet. Dabei ist zu berücksichtigen, daß der Ge-
schäftssitz abweichend von der Privatadresse der Geschäfts-
führerin ursprünglich in T. war und dann nach D. verlegt wer-
den sollte. Denkbar ist z. B. auch, daß das Gesellschaftsver-
mögen gänzlich liquidiert worden ist.

Zum anderen ist die Gewahrsamsinhaberin H. nicht mehr
Geschäftsführerin der Schuldnerin. Zwar ist der mit Gesell-
schafterversammlungsbeschluß vom 21. Mai 1992 vorgenom-
mene Wechsel in der Geschäftsführung nicht eingetragen wor-
den. Der Wechsel kann deshalb nach § 15 Abs. 1 HGB Dritten
solange nicht entgegengehalten werden, als dieser dem Dritten
nicht bekannt ist. Durch Vorlage der Abschrift der Urkunden-
rolle Nr. 71/92 des Notars K. hat die Gläubigerin jedoch Kennt-
nis i. S. d. § 15 Abs. 1, Abs. 2 HGB erlangt. Die Schuldnerin
kann sich deshalb gegenüber der Gläubigerin auf den Wechsel
in der Geschäftsführung berufen, ohne daß die Eintragung in
das Handelsregister erfolgt ist. Die Ablehnung der Eintragung
des Sitzwechsels berührt die Wirksamkeit der Abberufung der
Geschäftsführung nicht. Ist die ehemalige Geschäftsführerin H.
im Verhältnis zur Gläubigerin aber nicht mehr Geschäftsfüh-
rerin der Schuldnerin, kann auch nicht davon ausgegangen wer-
den, daß sie für die Schuldnerin in ihren Privaträumen Gewahr-
sam an Vermögensgegenständen der GmbH ausübt.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu dieser Frage siehe auch AG Berlin-Schöneberg, DGVZ
1984, S. 154 nebst Anmerkung.

§ 754 ZPO; § 62 GVGA

Der schriftlich erteilte Vollstreckungsauftrag muß von
dem Gläubiger oder von dessen Prozeßbevollmächtigten
persönlich unterzeichnet sein, die Unterschrift eines Ange-
stellten des Prozeßbevollmächtigten genügt nicht.

AG Seligenstadt, Beschl. v. 23. 8. 1994
– a M 2025/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gerichtsvollzieher hat in vorliegender Sache den
Zwangsvollstreckungsauftrag vom 15. 7. 1994 nicht durchge-
führt, da dieser Auftrag, worauf er nochmals hingewiesen
hatte, nicht vom Prozeßbevollmächtigten, sondern von dessen
Angestellten unterzeichnet sei.

Hiergegen hat der Prozeßbevollmächtigte in eigenem
Namen Erinnerung eingelegt. Er ist der Ansicht, daß bei der
Bevollmächtigung eines Anwaltsbüros es ausreichend sei,
wenn eine Büroangestellte mit „i. A.“ auf dem Briefpapier des
Anwalts unterzeichnet.

Die Erinnerung war als unzulässig zurückzuweisen.

Wie sich aus der Formulierung des Erinnerungsschriftsat-
zes vom 25. 7. 1994 ergibt, hat der Prozeßbevollmächtigte in
eigenem Namen und nicht Namens und in Vollmacht seines
Mandanten die Erinnerung eingelegt. Der Prozeßbevollmäch-
tigte ist vorliegend jedoch durch die Zurückweisung des An-
trags nicht in eigenen Rechten verletzt. Die Formulierung in
dem Erinnerungsschriftsatz ist auch nicht auslegungsfähig. Es
gibt, z. B. bei Kostenentscheidungen, durchaus ein Beschwer-
derecht eines Prozeßbevollmächtigten in eigenem Namen.
Von dem Prozeßbevollmächtigten als Anwalt ist zu erwarten,
daß er dies beachtet.

Selbst wenn man die Erinnerung als in Vollmacht des
Gläubigers eingelegt sehen will, ist sie jedenfalls unbegründet.

Der Gerichtsvollzieher hat den Vollstreckungsauftrag zu
Recht als ungenügend nicht durchgeführt. Es ist eine volle
handschriftliche Unterzeichnung des Antrags erforderlich
(vgl. Baumbach/Lauterbach ZPO Rdnr. 1 zu § 754 ZPO). Dies
kann nur durch den Prozeßbevollmächtigten selbst geschehen,
da nur er durch den Gläubiger als bevollmächtigt anzusehen
ist. Eine Prozeßvollmacht gilt nicht für die Angestellten des
Anwalts, die der Mandant in der Regel nicht kennt. Das erken-
nende Gericht schließt sich insoweit der Ansicht des LG Ingol-
stadt (1 T 128/94, Beschluß vom 07. 3. 1994) an, wonach auch
zur eigenen Absicherung der Gerichtsvollzieher verlangen
kann, daß ein Vollstreckungsauftrag deutlich erkennen lassen
muß, daß er vom Gläubiger oder dessen Bevollmächtigten
stammt. Dies ist vorliegend durch die Unterschrift einer Büro-
angestellten nicht gegeben.

§§ 811 Nr. 4, 810 Abs. 1 ZPO; § 121 GVGA

Der Baumbestand einer vom Schuldner betriebenen klei-
nen Baumschule unterliegt nicht der Pfändung.

AG Elmshorn, Beschl. v. 11. 8. 1994
– 61 M 1908/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Mit der Erinnerung hat der Gläubiger beantragt, den Ge-
richtsvollzieher anzuweisen, den Baumbestand der Schuldne-
rin zu pfänden. Der Gerichtsvollzieher hat eine Abhilfe abge-
lehnt und dazu vorgetragen: Er habe bei der Vollstreckung am
13. 7. 1994 von einer Pfändung abgesehen, da die Vorausset-
zungen des § 811 Ziff. 4 ZPO vorliegen. Die Schuldnerin, ihr
Ehemann und zwei Arbeitnehmer sicherten ihren Unterhalt
durch den Betrieb der Baumschule.

Die Erinnerung ist zulässig, aber unbegründet. Der Ge-
richtsvollzieher hat zu Recht von der Pfändung des Baumbe-
standes abgesehen.

Nach den Feststellungen des Gerichtsvollziehers betreibt
die Schuldnerin eine kleine Vermehrungsbaumschule, in der
sie selbst, ihr Ehemann und 2 Arbeitnehmer beschäftigt sind.

Zwar können die Bäume in einer Baumschule grundsätz-
lich gemäß § 810 I 2 ZPO gepfändet werden. Nach § 811
Ziff. 4 ZPO sind sie jedoch dann nicht der Pfändung unterwor-
fen, wenn sie der Sicherung des Unterhalts des Schuldners,
seiner Familie und seiner Arbeitnehmer dienen.

Das ist hier der Fall. Die Schuldnerin betreibt nur eine klei-
ne Baumschule, in deren Betrieb sie selbst, ihr Ehemann und
zwei Arbeitnehmer beschäftigt sind und vom Betrieb der
Baumschule ihren Lebensunterhalt bestreiten.

§ 811 Ziff. 4 ZPO ist auch auf Baumschulen anwendbar.
Denn sie sind als landwirtschaftliche Betriebe anzusehen, da
sie die erwerbsmäßige Nutzung eigenen oder fremden Bodens
zur Gewinnung von Nutzpflanzen betreiben.
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Zum übrigen war die Pfändung auch nach § 810 Abs. I
Satz 2 ZPO unzulässig.

§§ 815, 788 ZPO; § 22 BRAGO; §§ 109, 130 GVGA

1. Hebegebühren des Gläubigervertreters sind keine not-
wendigen Kosten der Zwangsvollstreckung, da einge-
zogene Beträge vom Gerichtsvollzieher auch unmittel-
bar an den Gläubiger überwiesen werden können.

2. Zinsen für die eingezogene Forderung können nur bis
zum Tage der Zahlung des Schuldners an den Gerichts-
vollzieher verlangt werden.

AG Neukölln, Beschl. v. 21. 7. 1994
– 31 M 8046/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der zuständige Gerichtsvollzieher weigert sich, die
Zwangsvollstreckung wegen einer Restforderung von 13,24
DM fortzusetzen, die sich aus Hebegebühren für die Entge-
gennahme von Teilbeträgen durch den Gläubigervertreter und
aus Zinsen für die Zeiträume zwischen der Zahlung der Teil-
beträge an den Gerichtsvollzieher und dem Eingang bei dem
Gläubigervertreter zusammensetzt.

Der Rechtsbehelf ist nach § 766 ZPO zulässig. Er ist aber
nicht begründet.

Hebegebühren des Gläubigervertreters können nicht nach
§ 788 ZPO zusammen mit der Hauptforderung beigetrieben
werden. Sie sind keine notwendigen Kosten der Zwangsvoll-
streckung (vgl. OLG Düsseldorf, Rechtspfleger 1973, 188; LG
Berlin, Rechtspfleger 1975, 438; Zöller, ZPO, 18. Aufl.,
Rdnr. 13 zu § 788). Die Zahlungen des Schuldners können
vom Gerichtsvollzieher auch unmittelbar auf ein Konto des
Gläubigers überwiesen werden.

Die Forderung ist für den Zeitraum zwischen Zahlung des
Schuldners an den Gerichtsvollzieher und Eingang der Zah-
lung beim Gläubigervertreter vom Schuldner nicht zu verzin-
sen. In entsprechender Anwendung des § 815 Abs. 3 ZPO tritt
die Erfüllung mit der Zahlung des Schuldners an den Gerichts-
vollzieher ein (so Thomas-Putzo, ZPO, 17. Aufl., Anm. 2 zu
§ 816; anders Zöller, a. a. O., Rdnr. 4 zu § 755).

Wenn der Schuldner im Rahmen eines anhängigen
Zwangsvollstreckungsverfahrens an den Gerichtsvollzieher
zahlt, ist hinsichtlich der schuldbefreienden Wirkung keine
andere Betrachtungsweise geboten, als bei der Wegnahme von
Geld durch den Gerichtsvollzieher.

§§ 788, 91 ZPO; §§ 57, 58 BRAGO; § 121 GVGA

Muß der Gläubigervertreter den von ihm erteilten Voll-
streckungsauftrag wegen unzutreffender Schuldneran-
schrift wiederholen, so bilden beide (oder mehrere) Auf-
träge eine Angelegenheit, so daß hierfür die Auftragsge-
bühr nur einmal anzusetzen ist.

AG Melsungen, Beschl. v. 7. 6. 1994
– 1 M 429/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Mit Schreiben vom 2. Juli 1993 beauftragte die Gläubige-
rin den zuständigen Gerichtsvollzieher mit der Zwangsvoll-
streckung gegen den Schuldner unter der Anschrift A. Der zu-
ständige Gerichtsvollzieher B. gab mit Schreiben vom 6. Au-

gust 1993 den Vollstreckungsauftrag unerledigt zurück. Als
Begründung gab der an, der Schuldner sei unter der angegebe-
nen Anschrift nicht zu ermitteln, er habe weder ein Klingel-
schild noch einen Briefkasten mit einem Hinweis auf den
Schuldner vorgefunden. Mit Schriftsatz vom 7. Oktober 1993
beauftragte die Gläubigerin den Gerichtsvollzieher erneut mit
der Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner, diesmal unter
der Anschrift B. Der Gerichtsvollzieher G. führte die Voll-
streckung durch, setzte allerdings die Gebühr für den Voll-
streckungsauftrag vom 7. Oktober 1993 in Höhe von DM
33,81 ab und trieb diese nicht bei. Die Absetzung begründete
er mit Schreiben vom 1. März 1994 damit, daß diese Kosten
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung im Sinne der
§§ 788, 91 ZPO nicht notwendig gewesen seien. Hiergegen
richtet sich die Erinnerung der Gläubigerin.

Die Erinnerung ist unbegründet.

Für den Vollstreckungsauftrag vom 7. Oktober 1993 ist
dem Rechtsanwalt der Gläubigerin keine Gebühr gemäß § 57
BRAGO erwachsen. Mehrere Gebühren entstehen nur dann,
wenn es sich bei den jeweiligen Vollstreckungsmaßnahmen
um mehrere Angelegenheiten handelt. Stehen mehrere Einzel-
maßnahmen in einem inneren Zusammenhang und gehören sie
zu einer bestimmten Vollstreckungsmaßnahme, so handelt es
sich nur um eine Angelegenheit, für die die Gebühr des § 57
BRAGO nur einmal entsteht. Eine Angelegenheit bilden da-
nach die gesamten gleichartigen Vollstreckungsmaßnahmen,
die Befriedigung des Gläubigers aus einem Titel zum Ziele
haben. Auch bei mehrfachen Aufträgen zur Durchführung der
Zwangsvollstreckung aus demselben Titel handelt es sich um
eine Angelegenheit; dies gilt auch dann, wenn die Aufträge in-
folge verschiedener Wohnungen des Schuldners an einem Ort
mehreren Gerichtsvollziehern erteilt werden.

Denn immer bezwecken die verschiedenen Vollstrek-
kungsmaßnahmen die Befriedigung der Gläubigerin aus dem-
selben Titel, worauf im Rahmen von § 58 BRAGO allein ab-
zustellen ist.

Art. 13 GG; § 93 ZVG; § 758 ZPO, § 180 GVGA

Der im Zwangsversteigerungsverfahren ergangene Zu-
schlagsbeschluß bedarf zur Räumungsvollstreckung einer
richterlichen Durchsuchungsanordnung, wenn der
Schuldner der Räumung seiner Wohnung widerspricht.

AG Wolfsburg, Beschl. v. 6. 4. 1994
– 18 M 596/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Schuldner wendet sich gegen die Räumung seiner Woh-
nung aufgrund des oben genannten Zuschlagsbeschlusses.

Zwar ist der Zuschlagsbeschluß Vollstreckungstitel auf Räu-
mung und Herausgabe des Grundstücks und der mitversteigerten
Sachen gegen den Besitzer, bezüglich der Räumungsvoll-
streckung der Wohnung des Grundstücksbesitzers gebietet das
geltende Verfassungsrecht jedoch eine besondere Durchsu-
chungsanordnung (Vollstreckungsgenehmigung des Richters).

Für die Räumungsvollstreckung des Zuschlagsbeschlusses
des Rechtspflegers ist daher eine richterliche Durchsuchungs-
anordnung erforderlich. (vergl. Zeller-Stöber Zwangsverstei-
gerungsgesetz, § 93 Rn. 2 Punkt 1, Zöller ZPO, § 758 Rn. 10).

Da eine richterliche Durchsuchungsanordnung (im Mo-
ment) nicht vorliegt, ist die Erinnerung derzeit begründet und
die Zwangsvollstreckung war daher ohne Sicherheitsleistung
einstweilen einzustellen.
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§ 5 GVKostG; § 808 ZPO; § 157 GVGA
Der Gerichtsvollzieher kann die Erledigung eines Voll-
streckungsauftrages grundsätzlich von der vorherigen
Zahlung eines Kostenvorschusses abhängig machen. Die
Höhe des Vorschusses orientiert sich nicht an der Höhe der
beizutreibenden Forderung, sondern an den voraussichtli-
chen Kosten der beantragten Maßnahme.

AG Coburg, Beschl. v . 21. 10. 1994
– M 1750/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Mit Auftrag vom 27. 6. 1994 hat der Gläubiger die Pfän-

dung von Kraftfahrzeugen beantragt.
Die Durchführung der Zwangsvollstreckung wurde von

dem zuständigen Gerichtsvollzieher von der Zahlung eines Ko-
stenvorschusses in Höhe von 1 000,— DM abhängig gemacht.

Die vom Gläubiger eingelegte Erinnerung gegen die Hand-
lungsweise des Gerichtsvollziehers im genannten Zwangs-
vollstreckungsverfahren ist gemäß § 766 ZPO zulässig, jedoch
nicht begründet, so daß sie zurückgewiesen werden mußte.

Die Durchführung der Zwangsvollstreckung durch den Ge-
richtsvollzieher von der Zahlung eines Vorschusses in Höhe
von 1 000,— DM abhängig zu machen, ist nicht zu beanstan-
den und begründet.

Die Pfändung von Kraftfahrzeugen ist gem. § 157 Abs. 1
und 2 GVGA durchzuführen.

Gem. § 5 Satz 1 GVKostG kann die Durchführung der
Zwangsvollstreckung im vorliegenden Fall von der Zahlung
eines Vorschusses abhängig gemacht werden, der die voraus-
sichtlichen Kosten der Zwangsvollstreckung deckt. Prozeßko-
stenhilfe ist bisher für den Gläubiger nicht bewilligt, so daß die
Anwendung des § 5 Satz 1 GVKostG nicht ausgeschlossen ist.

Der Vorschuß ist so zu bemessen und festzusetzen, daß alle
voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen gedeckt
sind. Dies ist der Erfahrung und dem Ermessen des Gerichts-
vollziehers zu überlassen. Der Gerichtsvollzieher hat im vor-
liegenden Fall bei der Festsetzung der Höhe des verlangten
Kostenvorschusses sein Ermessen nicht fehlerhaft ausgeübt.

Die Höhe des Vorschusses richtet sich nach Art der bevor-
stehenden Amtshandlung. Die Pfändung von Kraftfahrzeugen
nach § 157 GVGA ist sehr kostenintensiv. Das gepfändete
Fahrzeug bzw. die gepfändeten Fahrzeuge hat der Gerichtsvoll-
zieher grundsätzlich aus dem Gewahrsam des Schuldners zu
entfernen und in Besitz zu nehmen (§ 808 ZPO). Das Kraft-
fahrzeug muß dann stillgelegt, in sicherer Weise untergestellt
und vor der Verwertung geschätzt werden. Hierfür müssen, wie
der Gerichtsvollzieher mit Recht in seiner genannten Stellung-
nahme hervorhob, Arbeitshilfen herangezogen, Unterstellraum
angemietet und ein Sachverständiger beauftragt werden.

Da vom Gläubiger im vorliegenden Fall die Pfändung von
drei Kraftfahrzeugen beantragt wurde, sind auch nach Auffas-
sung des Gerichts entstehende Kosten in Höhe des angeforder-
ten Vorschusses zu erwarten. Diese Kosten sind unabhängig
von der Höhe der beizutreibenden Forderung, da die Auslagen
wegen der Art der zu pfändenden Gegenstände – hier Kraft-
fahrzeuge – entstehen.

Aus den genannten Gründen war zu entscheiden wie ge-
schehen. Der Gerichtsvollzieher hat mit Recht die Durchfüh-
rung der Zwangsvollstreckung von der Zahlung eines Vor-
schusses in Höhe von 1 000,— DM abhängig gemacht.

§§ 6, 31, 57 BRAGO; § 788 ZPO; § 109 GVGA
1. Die Anfrage beim Schuldnerverzeichnis, ob der Schuld-

ner die eidesstattliche Versicherung bereits abgegeben

hat, wird durch die Auftragsgebühr des § 57 BRAGO
abgegolten.

2. Zur Frage der Erhöhung der Auftragsgebühr, wenn die
Vollstreckung im Auftrag mehrerer Gläubiger erfolgt.

AG München, Beschl. v. 29. 9. 1994
– 161 M 54428/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Die Erinnerung ist unbegründet, der Gerichtsvollzieher hat

den Vollstreckungsauftrag der Gläubiger vom 5. 7. 1994 zu
Recht beanstandet. Die Vollstreckungsgebühr gemäß §§ 57, 58
BRAGO erhält der Rechtsanwalt nämlich für die Tätigkeit in
der Zwangsvollstreckung. Er erhält diese Gebühr nicht für jede
einzelne Tätigkeit, sondern nur ganz pauschal für seine Tätig-
keit in der Zwangsvollstreckung. Mit der Vollstreckungsge-
bühr, die im Antrag vom 5. 7. 1994 geltend gemacht wird, ist
deshalb auch die vorbereitende Maßnahme, Anfrage bei der
Schuldnerkartei abgegolten und kann nicht mehr gesondert gel-
tend gemacht werden (Hartmann, Kostengesetze, 24. Aufl.,
§ 57 BRAGO Nr. 2, Stichwort: Schuldnerverzeichnis). Die
19,90 DM Kosten früherer Vollstreckungsmaßnahmen hat der
Gerichtsvollzieher deshalb zu Recht beanstandet.

Der Gerichtsvollzieher hat auch zu Recht die Erhöhungs-
gebühr gemäß § 6 BRAGO beanstandet. Gemäß § 6 Abs. 1
BRAGO erhöht sich nur die Geschäftsgebühr gemäß § 118
Abs. 1 Nr. 1 BRAGO und die Prozeßgebühr gemäß § 31
Abs. 1 Nr. 1 BRAGO durch jeden weiteren Auftraggeber. Gel-
tend gemacht wird jedoch eine Vollstreckungsgebühr gemäß
§ 57 BRAGO. Diese wird in § 6 BRAGO nicht erwähnt, so daß
sie auch nicht nach dieser Vorschrift erhöht werden kann. Der
Gerichtsvollzieher hat die Erhöhungsgebühr deshalb zu Recht
beanstandet. Die Erinnerung dagegen ist unbegründet.

Anmerkung der Schriftleitung:

Soweit das Amtsgericht die Erhöhungsgebühr gem. § 6
BRAGO auf die Auftragsgebühr gem. § 57 BRAGO nicht zu-
billigt, dürfte der Entscheidung nicht zu folgen sein. Das Ge-
richt übersieht, daß die Gebühr nach § 57 BRAGO nach den
im § 31 BRAGO bestimmten Gebühren zu berechnen ist. Die
Prozeßgebühr des § 31 BRAGO erhöht sich jedoch gem. § 6
BRAGO durch jeden weiteren Auftraggeber um drei Zehntel,
wobei mehrere Erhöhungen den Betrag von zwei vollen Ge-
bühren nicht überschreiten dürfen. Ist aber die Prozeßgebühr
zu erhöhen, so gilt dies auch für die Auftragsgebühr gem. § 57
BRAGO (vgl. Krauthausen, DGVZ 1984, S. 180 sowie Winter-
stein, Handbuch des Gerichtsvollzieherkostenrechts, 2. Aufl.,
S. 230 mit zahlreichen Nachweisen und zuletzt LG Kaiserslau-
tern, DGVZ 1994, S. 174).

§ 788 ZPO; § 22 BRAGO; § 109 GVGA

Zur Erstattungsfähigkeit der dem Rechtsanwalt des Gläu-
bigers zustehenden Hebegebühren, der Gebühren für
Geldüberweisungen und der Kosten einer an den Dritt-
schuldner gerichteten Mahnung.

AG Erlangen, Beschl. v. 17. 5. 1994
– 3 M 490/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Gläubigervertreter hat den Gerichtsvollzieher für die
Firma … GmbH beauftragt, bei der Firma … GmbH aus einer
ursprünglichen Hauptforderung in Höhe von DM 17 241,73
einen Restbetrag in Höhe von DM 901,02 einzuziehen.

In der vorgelegten Gesamtaufstellung der Forderung sind
Hebegebühren einschließlich Mehrwertsteuer enthalten,
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wobei die zu Unrecht geltend gemachte Mehrwertsteuer der
Schuldnerin auf die Forderung jeweils wieder gutgeschrieben
wurde. Ebenso sind Mahngebühren gegenüber einem Dritt-
schuldner in Höhe von DM 534,18 enthalten, wovon ebenfalls
die Mehrwertsteuer in Höhe von DM 69,68 wieder gutge-
schrieben wurde. Schließlich werden unter Nummer 44)
DM 2,– als Kosten für eine Überweisung in Ansatz gebracht.

Der Gerichtsvollzieher hält die Kosten für die Drittschuld-
nermahnung in Höhe von DM 534,18, die Hebegebühren in
Höhe von DM 222,26 und die Überweisungsgebühren in Höhe
von DM 2,– nicht für erstattungsfähig, da es sich hierbei nicht
um Kosten der Zwangsvollstreckung gemäß § 788 ZPO hand-
le. Er hat daher von der Restforderung in Höhe von DM
901,02 DM 758,44 in Abzug gebracht und lediglich noch
wegen DM 142,58 vollstreckt.

Die gemäß § 766 II ZPO zulässige Erinnerung ist in Höhe
eines Betrages von DM 756,44 begründet.

Nicht fordern kann die Gläubigerin die Kosten für die
Überweisung in Höhe von DM 2,–, da diese in der Unkosten-
pauschale bereits enthalten sind.

1. Ob  Hebegebühren im Rahmen des § 788 als Kosten der
Zwangsvollstreckung zu erstatten sind, ist umstritten. Sie sind
jedenfalls dann erstattungsfähig, wenn im Einzelfall die Ein-
ziehung der Forderung über den Rechtsanwalt notwendig ist.
Eine solche Notwendigkeit ist nach OLG Nürnberg gegeben,
wenn besondere Gründe in der Person oder im Verhalten des
Gegners die Einschaltung eines Rechtsanwalts bei der Gelder-
hebung rechtfertigen, so z. B. bei unregelmäßigen Zahlungen
oder langwierigen Beitreibungen durch Lohnpfändungen (ver-
gleiche OLG Nürnberg, Das juristische Büro 1992, 107).
Ebenso führt das LG Koblenz DGVZ 1984, Seite 42, 43 aus,
daß die Hebegebühren dann im Rahmen des § 788 ZPO erstat-
tungsfähig sind, wenn der Gerichtsvollzieher auftragsgemäß
die jeweils von ihm beim Schuldner eingezogenen Teilbeträge
an den Verfahrensbevollmächtigten der Gläubigerin weiterge-
leitet hat. Es bleibt dem Rechtsanwalt des Gläubigers nicht er-
spart, den Eingang der Teilbeträge zu vermerken, zu überwa-
chen und nach jeweiliger Weiterleitung an den Auftraggeber
zu prüfen, welche Restforderungen noch offenstehen.

Im vorliegenden Fall ergibt sich schon aus der Forderungs-
aufstellung, die 3 Seiten mit 96 Punkten umfaßt, daß der
Schuldner eine Vielzahl von Teilleistungen erbrachte, deren
Eingang überwacht, verrechnet und an den Gläubiger weiter-
geleitet werden mußte. Diese Tätigkeit des Vertreters des
Gläubigers war nicht von ganz nebensächlicher Art, sondern
erforderte einen nennenswerten Zeitumfang, der die Anset-
zung der Hebegebühr gerechtfertigt.

2. Auch die Mahngebühr für die Drittschuldnermahnung in
Höhe von DM 534,18 ist vom Schuldner im Rahmen des
§ 788 ZPO zu tragen.

Das Vollstreckungsgericht schließt sich hier der Ansicht
von Zöller, 18. Auflage, Randnummer 13 zu § 788 an, der mit
einem Teil der Rechtsprechung die Meinung vertritt, daß
selbst die Kosten eines nach Forderungspfändung gegen Dritt-
schuldner geführten nicht von vornherein aussichtslosen
Rechtsstreits erstattungsfähig sind. Gleiches muß dann gelten,
wenn der Gläubiger lediglich den Weg der billigeren Mah-
nung und nicht gleich den des Rechtsstreites beschreitet.

Nachdem der Gläubigervertreter zwar sowohl die Hebege-
bühren als auch die Mahngebühren einschließlich Mehrwert-
steuer berechnet hat, andererseits aber die Mehrwertsteuer dem
Schuldner jeweils wieder gutgeschrieben hatte, sind jetzt die
ursprünglichen Beträge einschließlich der Mehrwertsteuer zu
vollstrecken. Nachdem der Gerichtsvollzieher bei den Hebe-

gebühren DM 222,26 und bei den Mahnkosten DM 534,18 in
Abzug gebracht hat, sind jetzt diese Beträge noch einzuziehen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Gegen die in der Entscheidung vertretenen Rechtsansich-
ten bestehen erhebliche Bedenken. Grundsätzlich steht dem
Rechtsanwalt für die Entgegennahme und Weiterleitung von
Geld gem § 22 BRAGO die Hebegebühr zu. Damit ist aber
noch nicht gesagt, daß sie vom Schuldner gem. § 788 ZPO zu
erstatten ist, da der Schuldner nur notwendige Kosten der
Zwangsvollstreckung zu erstatten hat. In der Regel fordert der
den Gläubiger vertretende Rechtsanwalt den Gerichtsvollzie-
her dazu auf, eingezogene Beträge an ihn zu überweisen. Hier-
zu besteht in der Regel keine Notwendigkeit. Die Zahlungen
könnten auch unmittelbar an den Gläubiger erfolgen. Eine
Firma, wie in vorliegendem Fall, die am Geschäftsleben teil-
nimmt und mit vielfältigen Geldbewegungen zu tun hat, ist
durchaus in der Lage, die im Rahmen der Zwangsvollstrek-
kung erfolgenden Zahlungseingänge selbst zu überwachen.
Sie wird dies auch dann tun, wenn ihr die Zahlungen durch
ihren Anwalt zugeleitet werden. Läßt sie die Zahlungseingän-
ge zusätzlich durch ihren Anwalt prüfen, so sollten die hier-
durch entstehenden zusätzlichen Kosten zu ihren Lasten
gehen. Jedenfalls handelt es sich hierbei nicht um notwendige
Kosten der Zwangsvollstreckung, die gem. § 788 ZPO mit der
Hauptforderung vom Schuldner einzuziehen sind. Vergl. auch
AG Neukölln in diesem Heft, S. 13.

Soweit das Gericht den Schuldner für verpflichtet hält, die
Kosten der Drittschuldnermahnung als notwendige Kosten
der Zwangsvollstreckung zu erstatten und deren Beitreibung
gem. § 788 ZPO für zulässig hält, werden Ausführungen dar-
über vermißt, ob der Schuldner unmittelbar oder nur subsidiär
haftet. Immerhin gibt der Drittschuldner durch seine Säumnis
den Anlaß zur Mahnung, so daß er aus dem Gesichtspunkt des
Verzugs in erster Linie hierfür haften sollte. Hierzu siehe auch
LG Berlin, DGVZ 1990, S. 138, das es nicht für zulässig hält,
die Kosten eines gegen den Drittschuldner geführten Rechts-
streits als Kosten der Zwangsvollstreckung gem. § 788 ZPO
vom Schuldner beizutreiben. Dasselbe muß auch für die Ko-
sten einer an den Drittschuldner gerichteten Mahnung des
Gläubigers gelten.

Gemäß § 840 Abs. 2 ZPO haftet der Drittschuldner dem
Gläubiger für den aus der Nichterfüllung seiner Verpflichtung
(Auskunftserteilung) entstehenden Schaden. Ob im vorliegen-
den Fall die Drittschuldnermahnung der ausgebliebenen
Drittschuldnererklärung gem. § 840 ZPO galt oder der ausge-
bliebenen Zahlung, ist nicht erkennbar. Wenn der Drittschuld-
ner sich in Verzug befand und die anwaltliche Aufforderung
berechtigt war, gehen die hierdurch entstandenen Kosten zu
Lasten des Drittschuldners (vgl. Thomas/Putzo; 16. Aufl., Erl.
2 zu § 840 ZPO). Falls die Kosten von dem Drittschuldner
nicht beitreibbar sind, sind diese evtl. auch von dem Schuldner
als Verzugsschaden zu erstatten (vgl. Schuschke, 1. Aufl.
Randnr. 17 zu § 788 ZPO). Hier sind jedoch viele Fallgestal-
tungen denkbar. Ob die Voraussetzungen für eine Kostentra-
gungspflicht des Schuldners vorliegen, kann deshalb nicht im
Vollstreckungsverfahren geprüft werden, womit eine Beitrei-
bung der Kosten für die Drittschuldnermahnung gem. § 788
ZPO ausscheidet.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Das Pfändungsverfahren des Gerichtsvollziehers

Von Dipl.-Rpfl. (FH) Bernd Winterstein, Prüfungsbeamter für Ge-
richtsvollzieher in Augsburg und Lehrer an der Bayerischen Justiz-
schule in Pegnitz. 1994, XVI, 230 Seiten, kartoniert, DM 48,–/ OES
375,– / SFR 48,–. ISBN: 3–406–38589–3. Verlag C. H. Beck, Mün-
chen

Nach Zuständigkeit, Voraussetzungen, Ablauf und Rechtsbehelfen
schildert der Verfasser die Sachpfändung von der Antragstellung bis
zur Erlösverteilung. Das in 340 Randnummern gegliederte, durch um-
fangreiche Inhalts- und Sachverzeichnisse erschlossene Buch geht
dabei auf viele Details ein und kann dem in Ausbildung befindlichen,
aber auch dem bereits amtierenden Gerichtsvollzieher in der alltägli-
chen Praxis bei auftretenden Fragen schnell weiterhelfen. Es ist einge-
hend dargestellt, was der Gerichtsvollzieher vor Beginn der Vollstrek-
kung zu prüfen und was er bei der Pfändung zu beachten hat, welche
Rechtsbehelfe gegeben sind, wie die Versteigerung einschl. Erlösver-
teilung erfolgt und welche anderweitigen Verwertungsmöglichkeiten
in Betracht kommen. Viele Besonderheiten werden berücksichtigt, so
die Unpfändbarkeit von Bestandteilen und Zubehör, die Pfändbarkeit
oder Unpfändbarkeit von Kraftfahrzeugen und anderer Sachen. Der
Verfasser gibt viele Hinweise auf die Bestimmungen der GVGA und
die zur Sachpfändung vorliegende Rechtsprechung, insbesondere der
in der DGVZ veröffentlichten. Ein Katalog für pfändbar oder un-
pfändbar erachteter Sachen weist in tabellarischer Form auf jeweils
hierzu ergangene Entscheidungen hin. Muster für Pfändungs- und
Versteigerungsprotokolle geben Protokollierungshilfen. Schließlich
folgen noch Erläuterungen zum Gerichtsvollzieherkostengesetz nebst
Gebührentabelle (Stand 1. 7. 94) und Hinweise zum Internationalen
Vollstreckungsrecht. Ein Anhang enthält einen Auszug aus der ZPO,
soweit diese für die Sachpfändung maßgeblich ist.

Das in erster Linie für Gerichtsvollzieher und Anwärter für diesen
Beruf geschriebene Buch kann darüber hinaus jedem empfohlen wer-
den, der sich mit der Zwangsvollstreckung in Sachen befaßt.

Die Sachpfändung. Ein Ratgeber für Gläubiger, Schuldner,
Rechtsanwälte, Rechtsbeistände, Inkassounternehmen

VonPeter David, Richter am Oberlandesgericht München und Dozent
bei der Deutschen Anwaltsakademie; von 1975–1981 Dozent an der
Bayerischen Beamtenfachhochschule, Fachbereich Rechtspflege.
1994, 232 S., kartoniert, DM 29,80. ISBN 3–448–02955–6. Rudolf
Haufe Verlag, Freiburg und Berlin.

Mit dieser Neuerscheinung gibt der Verfasser in erster Linie den Gläu-
bigern und ihren Vertretern eine Arbeitshilfe an die Hand, indem er
Strategien für die Sachpfändung entwickelt. Er gibt ganz spezielle
Hinweise über die Erteilung von Vollstreckungsaufträgen und das sich
anschließende Verfahren, klärt auf über die Rechte und Pflichten des
Gerichtsvollziehers, über die Vollstreckungshindernisse und die Voll-
streckungsresultate sowie über die in der Zwangsvollstreckung vorlie-
gende Rechtsprechung. Seine Ausführungen untermauert der Verfas-
ser an entsprechender Stelle (drucktechnisch abgesetzt) jeweils mit
dem vollen Wortlaut der einschlägigen ZPO-Bestimmungen und den
Bestimmungen der Geschäftsanweisung, so daß die rechtlichen
Grundlagen immer parat sind. Zahlreiche Einzelfragen werden behan-
delt. So z. B. die Befragung des Schuldners gem. § 806a ZPO (S. 52).
Nach Auffassung des Verfassers hat der Schuldner das Recht zu
schweigen; Angaben, die er macht, müssen jedoch richtig sein. Gibt

der Schuldner statt des jetzigen einen früheren Arbeitgeber an, kann
sich dies als Vollstreckungsbetrug nach § 263 StGB darstellen. Das
Buch enthält viele praktische Beispiele und Muster und gibt zahlrei-
che Tips, wie die Sachpfändung sinn- und wirkungsvoller betrieben
werden kann. Ein Anhang enthält die Gebühren- und Auslagensätze
nach dem Gerichtsvollzieherkostengesetz (Stand 1.7.1994) nebst Ta-
belle sowie Lohnpfändungstabellen für monatliche Lohnzahlungen.

Das sich in seinem Erläuterungsteil auf prägnante Darstellungen be-
schränkende Buch gibt einen umfassenden Ein- und Überblick über
die Zwangsvollstreckung in bewegliche Gegenstände und ist für die
Gläubigerseite eine wertvolle Arbeitshilfe; aber auch der Schuldner
kann sich über den gesetzmäßigen Ablauf der Vollstreckung informie-
ren und erhält Kenntnis über seine Rechte. Nicht zuletzt kann auch der
Gerichtsvollzieher das Buch mit Nutzen zur Hand nehmen und insbe-
sondere seine eigene Arbeit aus der Sicht des Gläubigers betrachten.
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